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Prasident Dr. Norbert Lammert:

Wir hatten vereinbart, dass wir die Fragestunde um
ungefédhr 14 Uhr fiir den Zusatzpunkt 1 unterbrechen,
den ich hiermit aufrufe:

Abgabe einer Regierungserklirung durch die
Bundeskanzlerin

zu den Ergebnissen des Europiischen Rates
am 8./9. Dezember 2011 in Briissel

Es liegt je ein EntschlieBungsantrag der Fraktion der
SPD und der Fraktion Die Linke vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache im Anschluss an die Regierungserkli-
rung 90 Minuten vorgesehen. — Ich hore keinen Wider-
spruch. Dann konnen wir so verfahren. — Darf ich die
Kolleginnen und Kollegen bitten, Platz zu nehmen?

(Rainer Briiderle [FDP]: Ich sitze schon!)

— Ja, einige sitzen schon. Das ist richtig bemerkt, Herr
Kollege Briiderle. Aber man hat von hier oben aus einen
noch besseren Uberblick.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserkldrung hat
nun die Bundeskanzlerin Frau Dr. Angela Merkel.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:
Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine Damen und Herren! In meiner Regie-

rungserkldrung am 2. Dezember habe ich unter anderem
ausgefiihrt, dass derjenige, der vor wenigen Monaten ge-
sagt hitte, dass wir Ende des Jahres 2011 sehr ernsthafte
und sehr konkrete Schritte fiir eine européische Fiskal-
union, fiir Durchgriffsrechte in Europa einleiten, fiir ver-
riickt erklért worden wére. Heute konnen wir feststellen:
Wir reden nicht mehr nur tiber eine Fiskalunion, sondern
wir haben angefangen, sie zu schaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das war das Ziel der Bundesregierung fiir den Rat der
europdischen Staats- und Regierungschefs in der vergan-
genen Woche. Dieses Ziel haben wir erreicht. Das ist in
seiner Bedeutung gar nicht hoch genug einzuschétzen.

Die iibergrofle Mehrheit der Mitgliedstaaten der Euro-
paischen Union hat sich entschlossen, diese wichtige
Weichenstellung auf dem Wege eines zwischenstaatli-
chen Vertrages vorzunehmen. Wir haben uns entschlos-
sen, mit dieser Weichenstellung die Konstruktionsfehler
zu korrigieren, die bei der Schaffung der Wirtschafts-
und Wahrungsunion begangen wurden. Der Weg zu ei-
ner Fiskalunion im Sinne einer Stabilitétsunion ist damit
natiirlich noch lange nicht abgeschlossen, aber er wurde
eingeschlagen, und ich glaube: unwiderruflich.

GrofBbritannien wollte den Weg zu einer neuen ver-
traglichen Grundlage iiber eine Anderung der europii-
schen Vertrdge aller 27 Mitgliedstaaten nicht mitgehen,
jedenfalls nicht zu Bedingungen, die die anderen 26 ak-
zeptieren konnten. Die Antwort in dieser Situation
konnte nicht Nichtstun und Abwarten sein. Sie konnte
auch nicht eine blofle Reparatur mithilfe vorhandener In-
strumente sein. Das wire in dieser Krise nur halbherzig
und aus meiner Sicht deshalb unverantwortlich gewesen.
Die Antwort musste anders aussehen. Deshalb haben wir
uns entschlossen, einen neuen zwischenstaatlichen Ver-
trag zu erarbeiten, an dem sich die groflie Mehrheit aller
27 Mitgliedstaaten der Europdischen Union, in jedem
Fall aber die 17 Staaten der Euro-Zone beteiligen.

Meine Damen und Herren, auf den Tag genau
20 Jahre nach der Griindung der Wirtschafts- und Wiah-
rungsunion durch den Vertrag von Maastricht nehmen
wir also erneut eine zentrale politische Weichenstellung
vor. Wir werden die Wirtschafts- und Wéhrungsunion
auf eine gestérkte vertragliche Grundlage stellen. Diese
vertragliche Grundlage soll bis Mérz fertig sein und
dann so schnell wie moglich durch die nationalen Parla-
mente ratifiziert werden und in Kraft treten.

(Dr. Sascha Raabe [SPD]: Ordentlich beraten!)

Eine starke Rolle der Institutionen der Europiischen
Union, insbesondere der Kommission und des Européi-
schen Gerichtshofes, soll fiir eine enge Verkniipfung mit
den 27, mit dem Beitritt Kroatiens bald 28 EU-Mitglied-
staaten sorgen. Auch das Europdische Parlament soll
und wird von Anfang an einbezogen werden, zum Bei-
spiel durch Beobachter in dem Erarbeitungsprozess fiir
den Vertrag.

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Beobachter!)
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Jeder EU-Mitgliedstaat, der dies mochte, kann sich
dem neuen Vertrag anschlieBen. Wir wollen uns auf das
Ziel verpflichten, den neuen Vertrag in den EU-Rahmen
zu iiberfiihren, sobald dies moglich ist. Dieser Weg wird
Europa die Tiir zur Fiskalunion im Sinne einer Stabili-
tatsunion weit 6ffnen.

Ich sage hier ausdriicklich: Sosehr ich bedaure, dass
GroBbritannien sich nicht mit uns gemeinsam auf diesen
Weg gemacht hat, sosehr ich bedaure, dass Grofbritan-
nien sich schon vor 20 Jahren gegen den Euro entschie-
den hat, so sehr steht fiir mich auller Zweifel, dass Grof3-
britannien auch in Zukunft ein wichtiger Partner in der
Européischen Union sein wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

GroBbritannien ist fiir Europa nicht nur in Fragen der
AuBen- und Sicherheitspolitik ein verldsslicher Partner;
Grof3britannien ist dieser Partner auch in vielen anderen
Fragen: bei der Wettbewerbsfahigkeit, im Binnenmarkt,
fiir den Handel, fiir den Klimaschutz. Gerade Letzteres
haben wir bei den Klimaverhandlungen in Durban noch
einmal ganz deutlich erleben kdnnen. Grofbritannien hat
im Ubrigen ein eigenes vitales Interesse daran, dass die
Euro-Zone ihre Schuldenkrise {iiberwindet. Das ge-
schieht jedoch nicht iiber Nacht. Die Bundesregierung
hat stets deutlich gemacht, dass die européische Schul-
denkrise nicht mit dem einen Befreiungsschlag zu 16sen
ist. Es gibt einen solchen Befreiungsschlag nicht; es gibt
keine einfachen und schnellen Losungen.

Die Bewiltigung der Staatsschuldenkrise ist — ich
kann es gar nicht oft genug sagen — ein Prozess. Dieser
Prozess dauert nicht Wochen, er dauert nicht Monate; er
wird Jahre dauern. Dieser Prozess wird auch in Zukunft
von Riickschlidgen begleitet werden. Entscheidend aber
ist nicht die Dauer des Prozesses; entscheidend ist viel-
mehr, ob wir uns von Riickschldgen entmutigen und ver-
unsichern lassen oder ob wir genau das nicht tun.

Ich bin tiberzeugt: Wenn wir die nétige Geduld und
Ausdauer haben, wenn wir uns von Riickschldgen nicht
entmutigen lassen, wenn wir konsequent den Weg in
Richtung Fiskal- und Stabilitdtsunion gehen, wenn wir
tatsdchlich die Wirtschafts- und Wahrungsunion vollen-
den und so den Griindungsfehler des Euro beheben, dann
wird sich das bewahrheiten, was ich seit Beginn der
Krise als das Ziel unseres Handelns formuliert habe:
Dann wird Europa diese Krise nicht nur bestehen, son-
dern dann wird Europa aus dieser Krise stirker hervor-
gehen, als es in sie hineingegangen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Dann wird ein neues, ein stabiles Europa entstehen.

Meine Damen und Herren, wir haben in den letzten
Wochen die Weichen fiir dieses neue Europa gestellt, fiir
ein Europa der Stabilitét, der Solidaritét und des Vertrau-
ens. Daran hat die Bundesregierung entscheidend mitge-
wirkt, indem sie seit Beginn der Krise bei allen Mafinah-
men zur akuten Krisenbewiltigung

(Zuruf von der SPD: Erst mal Nein gesagt
hat!)

ein ausgewogenes Verhiltnis von nationaler Eigenver-
antwortung und europdischer Solidaritdt eingefordert
hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Solange die Mitgliedstaaten weitgehend selbst fiir
ihre Wirtschafts- und Haushaltspolitik verantwortlich
sind — das ist in den heutigen Vertrdgen so —, so lange
wird es ganz entscheidend darauf ankommen, dass zu-
néchst einmal jeder selbst seine Hausaufgaben macht.
Eigenverantwortung ist die erste Sdule unserer Stabili-
tits- und Fiskalunion. Dass dabei zum Teil schon wich-
tige Fortschritte gemacht worden sind, das erkennen wir
an, und das wiirdigen wir.

Irland arbeitet entschlossen daran, das Vertrauen der
Mairkte zurlickzugewinnen. Wichtige Strukturreformen,
insbesondere im Bankensektor, werden durchgesetzt; die
gestiegene Wettbewerbsfahigkeit hilft Exporten und
Wachstum. Portugal kann sich auf einen breiten Konsens
stiitzen, um die notwendigen Konsolidierungs- und Re-
formmafnahmen weiter konsequent anzugehen. Die letz-
ten Daten, die wir aus Portugal bekommen haben, sind,
was die Defizitstruktur anbelangt, sehr ermutigend.

Griechenland arbeitet inzwischen parteiiibergreifend
daran, seine Verpflichtungen fiir die Konsolidierungs-
und Reformziele umzusetzen. Italien hat vor wenigen
Tagen weitreichende SparmaBnahmen und Reformen
verabschiedet und das Ziel noch einmal bekriftigt, bis
2013 den Haushaltsausgleich zu schaffen und wichtige
Strukturreformen durchzufiihren. In Gesprachen hat mir
der zukiinftige spanische Ministerprasident noch einmal
versichert, dass auch Spanien den Reformkurs nach dem
Regierungswechsel fortsetzen wird.

Auch EU-Mitgliedstaaten, die den Euro noch nicht
eingefiihrt haben, haben ihrerseits zum Teil erhebliche
Anstrengungen unternommen, oder sie sind dabei, dies
zu tun. Wir diirfen eines nicht vergessen: Den Menschen
in den betroffenen Léndern wird viel abverlangt; das
stimmt. Sie leisten einen Beitrag dazu, dass ihre Lander
und die Euro-Zone insgesamt auf einen dauerhaft stabi-
len Kurs kommen, und dafiir verdienen sie unsere Aner-
kennung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben immer gesagt: Wer Eigenverantwortung
tibernimmt, der kann mit der Solidaritdt der europdi-
schen Partner rechnen. Solidaritdt ist die zweite Séule
der neuen Stabilitits- und Fiskalunion. Fiinf Elemente
sind dabei wichtig:

Erstens. Mit den Ende November verabschiedeten
Leitlinien soll die Wirksamkeit der EFSF deutlich erhdht
und sollen Ansteckungsgefahren besser eingeddmmt
werden. Wichtiger Beschluss bei dem Rat letzte Woche
war, dass sich die Europdische Zentralbank bereit erklért
hat, die EFSF mit ihrer Expertise und ihren technischen
Moglichkeiten zu unterstiitzen. Ich glaube, das wird ei-
nen sehr positiven Effekt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP — Zurufe von der SPD: Oh!)

— Die Kenner klatschen.
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(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Zurufe von der SPD)

— Ich wiirde mich an Threr Stelle lieber einmal infor-
mieren, welche Moglichkeiten und Chancen darin lie-
gen. Diese Garantien haben wir alle hier in diesem
Hohen Hause zur Verfligung gestellt. Wenn davon noch
250 Milliarden Euro iibrig sind, hielte ich es nicht fiir
schlecht, sie wirksam einzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich bin noch nicht so weit, dass ich sage: Mit 250 Mil-
liarden Euro kann man nichts machen.

(Zurufe von der SPD)

Zweitens. Die Einrichtung des dauerhaften Krisen-
bewiltigungsmechanismus ESM, der die EFSF ablosen
soll, wird auf 2012 vorgezogen werden. Wenn es so
kommt, werden alle Mitgliedstaaten und damit auch wir
schon 2012 Kapital einzahlen miissen. Ich betone aber
auch: Dann werden alle Mitgliedstaaten und nicht nur
die Triple-A-Léander ihren Beitrag, und zwar einen wirk-
samen Beitrag, zu dem Solidaritdtsmechanismus leisten.
Dies sind der wesentliche Unterschied zur EFSF und ein
wesentlicher Faktor, ndmlich die Tatsache, dass dann
Kapital zur Verfiigung steht, auch fiir die zusitzliche
Glaubwiirdigkeit des ESM. Die konsolidierte Ober-
grenze von EFSF plus ESM wird bei 500 Milliarden
Euro liegen.

Drittens. Der IWF soll iiber eine angemessene finan-
zielle Ausstattung verfiigen. Dazu priifen die Euro-Lén-
der und weitere EU-Mitgliedstaaten, dem IWF zusétzli-
che Ressourcen in Form von bilateralen Krediten in
Hohe von bis zu 200 Milliarden Euro zur Verfiigung zu
stellen. Auch andere Mitglieder der internationalen Staa-
tengemeinschaft sind eingeladen, sich parallel an der
Aufstockung der IWF-Ressourcen zu beteiligen. Die
Mittel sollen dem allgemeinen Konto des IWF zur Ver-
figung stehen und im Rahmen der reguliren IWF-Ge-
schiftspolitik verwendet werden. Sie unterliegen also
strikter Konditionalitit. Die Bundesregierung und die
Bundesbank haben hierzu die Modalititen festgelegt;
diese sind dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bun-
destages gestern zugeleitet worden.

Viertens. Hinsichtlich der Beteiligung des Privatsek-
tors im Rahmen des ESM werden wir uns an der Praxis
des IWF orientieren. Zudem sollen alle neuen Staatsan-
leihen von Euro-Léndern kiinftig standardisierte Um-
schuldungsklauseln, also die sogenannten CACs, enthal-
ten. Damit wird einerseits noch einmal unterstrichen,
dass die freiwillige Umschuldung Griechenlands ein be-
sonderer Fall ist, und andererseits grofitmogliche Klar-
heit und Berechenbarkeit fiir Investoren in europiische
Staatsanleihen geschaffen.

Fiinftens. In Situationen, in denen die Finanzstabilitét
der Euro-Zone als Ganzes bedroht ist, konnen dringende
Entscheidungen tiber die Gewdhrung von Hilfen durch
den ESM mit hoher qualifizierter Mehrheit, nédmlich
85 Prozent gemél des Kapitalschliissels, getroffen wer-
den. Bei Grundsatzentscheidungen, etwa Schaffung
neuer Instrumente oder Verdnderung des Volumens des

ESM, bleibt es selbstverstindlich beim Einstimmigkeits-
prinzip. Das gilt auch fiir Hilfsmanahmen. Sie werden
als letztes Mittel und wiederum nur gegen strenge Aufla-
gen gewéhrt.

Meine Damen und Herren, die gegenwértige Krise im
Euro-Raum ist von der Ursache her eine Staatsschulden-
krise.

(Zuruf von der LINKEN: Das ist falsch!)

Sie ist aber inzwischen auch eine Vertrauenskrise. Sie ist
eine Vertrauenskrise, die die Politik — niemand sonst —
zu verantworten hat.

(Zurufe von der LINKEN)

Das begann bei der Griindung der Wirtschafts- und
Wihrungsunion selbst, als Konstruktionsfehler zugelas-
sen wurden, die die Euro-Gruppe inzwischen mit voller
Wucht treffen. Das hat sich fortgesetzt, als die Politik
nach Griindung der Wirtschafts- und Wéhrungsunion
schon die Prinzipien, die im alten Stabilitits- und
Wachstumspakt vorgesehen waren, nicht oder nicht voll-
standig angewandt oder gar aufgeweicht hat.

Es ist deshalb in seiner Bedeutung gar nicht hoch ge-
nug einzuschétzen, dass sich die Politik in den vergange-
nen Monaten bis hin zum Rat am letzten Freitag endlich
der Aufgabe gestellt hat, genau diese Vertrauenskrise
schonungslos beim Namen zu nennen und die notwendi-
gen Schlussfolgerungen aus ihr zu ziehen.

(Zuruf von der SPD)

Nur so schaffen wir es, neben der akuten Krisenbewalti-
gung auch Vorsorge fiir die Zukunft zu treffen, damit
dieser Krise nicht die niachste — die dann noch schlim-
mere — folgt. Die Vorsorge fiir die Zukunft durch neues
Vertrauen ist die dritte Sdule der neuen Fiskal- und Sta-
bilitdtsunion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir wollen den Weg in eine dauerhafte Stabilitéts-
union einschlagen, in der in Zukunft Regeln eingehalten
werden, ihre Einhaltung kontrolliert wird und ihre Nicht-
einhaltung Konsequenzen hat. Dazu sollen Schulden-
regeln im nationalen Recht, moglichst in den Verfassun-
gen, verankert werden. Verbindliche Schuldenregeln
sollen frith greifen und daher ein wichtiger Beitrag zur
Prévention sein.

Dazu werden wir auf europdischer Ebene detaillierte
und ehrgeizige Vorgaben festschreiben. Ziel ist ein ohne
Sondereinfliisse ausgeglichener Haushalt in jedem Mit-
gliedstaat. Die Umsetzung dieser europdischen Vorgaben
in nationales Recht kann in Zukunft — auf Antrag der
Kommission oder eines Mitgliedstaates — der Europdi-
sche Gerichtshof priifen. Dies ist umso bedeutsamer, als
die Gerichte neben den Notenbanken — der Europiische
Gerichtshof neben der Europédischen Zentralbank — im
Gegensatz zur Politik die beiden Institutionen sind, de-
ren Glaubwiirdigkeit bis jetzt unangetastet und somit un-
verdndert hoch ist.

Hinzu kommt eine weitere deutliche Verschirfung
des Defizitverfahrens selbst. Wenn die 3-Prozent-De-
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fizitobergrenze verletzt wird, soll das Defizitverfahren
kiinftig automatisch ausgeldst werden; es sei denn, eine
qualifizierte Mehrheit der Mitgliedstaaten entscheidet
dagegen. Das ist genau die umgekehrte qualifizierte
Mehrheit, die heute im Lissabon-Vertrag verankert ist.
Dieses Prinzip der umgekehrten qualifizierten Mehrheit
soll auch bei der Durchfiihrung des Defizitverfahrens
gelten. Das heifit, auch die Einleitung der néchsten
Schritte soll in der Regel automatisch erfolgen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Mitgliedstaaten im Defizitverfahren sollen sich kiinf-
tig in sogenannten Reformpartnerschaften verbindlich
auf detaillierte Konsolidierungs- und Reformschritte
verpflichten. Es gibt also nicht mehr die Sanktion, die
vor allem im Zahlen von Geld besteht, welches man ge-
meinhin nicht hat, wenn man schon ein hohes Defizit
aufweist, sondern es geht in Zukunft um verbindliche
Schritte, die mit der Kommission und dem Mitgliedstaat
vereinbart werden. Das ist sozusagen eine Konditionali-
tét, wie wir sie heute von den Rettungsschirmen kennen.
Die Einhaltung dieser Vereinbarungen soll von Kommis-
sion und Rat iiberwacht werden. AuBerdem haben wir
vereinbart, auch das Verfahren zum Schuldenabbau — die
sogenannte Ein-Zwanzigstel-Regel — vertraglich zu ver-
ankern.

Meine Damen und Herren, wir alle spiiren: Die Krise
hat schon heute die Europdische Union verdndert. Die
Krise hat uns schonungslos die Rechnung fiir die Ver-
sdumnisse und Fehler der Vergangenheit prisentiert. Der
Européische Rat am letzten Freitag hat darauf nicht mit
einem weiteren Fehler geantwortet. Ein solcher Fehler
wire zum Beispiel die Einfliihrung von Euro-Bonds ge-
wesen,

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP —
Zurufe von der LINKEN: Oh!)

eine schnelle vermeintliche Losung, aber nicht an der
Warzel ansetzend. Sie sind als Rettungsmafinahme nicht
geeignet. Bei niherer Nachfrage wird das im Ubrigen
auch von der Kommission bestatigt.

Die Krise hat die enorme Bedeutung der gemeinsa-
men Wihrung fiir das europidische Projekt insgesamt
deutlich werden lassen. Der Euro hat sich bewihrt. Er ist
wertbestdndiger, als es die D-Mark je war. Als Export-
nation profitiert Deutschland in besonderem Mafle vom
Euro. Das gilt nicht nur fiir die groen Unternehmen,
sondern gerade auch fiir die mittelstdndischen Unterneh-
men in Deutschland. Das muss immer wieder betont
werden.

Aber der Euro ist eben auch weit mehr als eine Wih-
rung. Er steht symbolhaft fiir die Tiefe der européischen
Einigung. Die Krise hat die Européder deshalb auch viel
enger, als das jemals der Fall war, zusammenriicken las-
sen. Dies gilt insbesondere fiir die deutsch-franzdsische
Zusammenarbeit, die sich in dieser Krise in besonderer
Weise bewihrt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dies gilt aber auch weit dartiber hinaus.

Wir wollen die Wende zum Guten schaffen. Genau
das ist die Chance, die in dieser Krise steckt. Der Euro-
péische Rat in der letzten Woche hat deutlich gemacht,
dass die Euro-Staaten und fast alle Nicht-Euro-Staaten
an einem Strang ziehen, wenn es darum geht, die
Chancen der Krise zu nutzen und die Grundlagen fiir
eine bessere européische Zukunft zu legen.

Diese gemeinsame Entschlossenheit habe ich in mei-
nen Gespriachen mit meinen Kollegen und Kolleginnen
deutlich gespiirt. Ich bin ganz sicher: Dieses neue Ge-
meinschaftsgefiihl, diese gemeinschaftliche Verantwor-
tung, wird uns weit liber die Krise hinaus erhalten blei-
ben. Das heif3it nichts anderes, als dass die Vision einer
wirklichen politischen Union beginnt, Konturen anzu-
nehmen.

Ich sage ausdriicklich: Zu einer politischen Union ge-
hort mehr, als nur Stabilititsmechanismen zu schaffen.
Zu einer politischen Union gehort auch, gemeinsam
Wachstum zu generieren, und zwar nachhaltiges Wachs-
tum,

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Fangen Sie mal an!)

Wachstum, das sich nicht auf Pump griindet, Wachstum,
das in die Zukunft gerichtet ist und das mit Wohlstand
und mehr Arbeitspldtzen in Europa verbunden ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb wird eine Verabredung, wie wir sie vor einem
Jahr im Euro-Plus-Pakt getroffen haben, zusdtzlich an
Bedeutung gewinnen.

Aber ich sage auch: Auf uns alle wird die Aufgabe
zukommen, unsere Gesetze enger miteinander abzustim-
men, auch wenn das vertraglich noch nicht zwingend
notwendig ist. Das ist sicherlich fiir jedes nationale Par-
lament ein Moment, in dem man umdenken und sich in
die Situation des anderen hineinversetzen muss. Aber
ich denke, wir sollten in allen Bereichen von den Besten
lernen.

Deshalb sage ich: Ja, es ist wahr; wir erleben eine der
schwersten Krisen Europas. Aber wahr ist auch: Ge-
meinsam haben wir schon unendlich viel erreicht. Wir
sind uns tber die Ursachen der Krise einig. Wir sind uns
einig, diese Ursachen bekdmpfen zu miissen, um die
Krise zu iiberwinden. Wir sind uns einig, den Weg hin zu
einer Fiskalunion zu gehen. Dies wire noch vor wenigen
Monaten undenkbar gewesen. Die Chancen dieser Krise
sind — das ist meine Uberzeugung — um ein Vielfaches
grofBer als ihre Risiken. Diese Chancen zu ergreifen, das
ist der historische Auftrag unserer politischen Genera-
tion.

Der Weg zur Uberwindung der Krise ist lang, er ist
beschwerlich; aber am Ende dieses Weges werden eine
nachhaltig gestéirkte Euro-Zone und eine nachhaltig ge-
starkte Europdische Union stehen. Das ist das Ziel. Es ist
die beste Voraussetzung fiir eine gute Zukunft, eine gute
Zukunft Europas und eine gute Zukunft Deutschlands.
Die Bundesregierung arbeitet dafiir. Ich lade Sie alle in
diesem Parlament ein, daran mitzuwirken.

Herzlichen Dank.
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(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und
der FDP — Jirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Der Lindner will ja nicht mehr!)

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Bevor ich die Aussprache erdffne, mochte ich Ulrich
Schneider als neuen Kollegen in der Mitte des Bundes-
tages begriilen, der als Nachfolger des ausgeschiedenen
Kollegen Till Seiler von der Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen heute erstmals an der Plenarsitzung teilnimmt.
Alle guten Wiinsche!

(Beifall)

Das Wort hat nun der Kollege Frank-Walter
Steinmeier fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Frank-Walter Steinmeier (SPD):

Herr Préasident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Frau Bundeskanzlerin, das war in der Tat ein bemerkens-
werter Auftritt. Wenn ich die Nachrichten von heute
Morgen richtig bewerte, dann ist [hre Regierung im Au-
genblick dabei, Ihnen um die Ohren zu fliegen. Aber Sie
verlieren in der Regierungserklarung kein einziges Wort
dariiber. Das ist erstaunlich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Europa ist das zentrale Thema. Aber wir kdnnen nicht
so tun, als habe die Existenzkrise der FDP nichts mit
Europa zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Der Riicktritt von Herrn Lindner ist doch nur ein Symp-
tom. Die FDP hat sich mit ihrem Mitgliederentscheid in
eine Sackgasse manovriert. Sie ist unfdhig, die Entschei-
dungen mitzutragen, die jetzt in unserem Land und in
Europa notwendig sind.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Frau Bundeskanzlerin, wir streiten nicht im Ernst da-
riiber, ob Europa Stabilitdt braucht; die braucht Europa
mehr denn je. Auch heute streiten wir dariiber, ob Thre
Vorschldge und die Beschliisse des européischen Gipfels
vom vergangenen Wochenende wirklich den Weg zu der
Stabilitit bereiten, die wir brauchen. Ich sage ausdriick-
lich: Das glaube ich nicht.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Das Wundermittel, mit dem Sie die Krise bekdmpfen
wollten, hie von Anfang an Vertragsdnderung. Lasst
uns die Vertrdge dndern, der Rest wird sich dann schon
irgendwie finden — das war die These, mit der Sie land-
auf, landab durch Europa getourt sind. Sie haben sich
entgegen aller Gipfelpropaganda mit dieser Auffassung
nicht durchgesetzt. Die von Thnen geforderte Anderung
der Vertrdge der EU 27 hat allen Heldensagen zum Trotz
nicht stattgefunden.

Nun sagen Sie — wir haben es eben gehort — Das mit
den 27 hat zwar nicht stattgefunden, aber das ist kein
Beinbruch, wir schlie3en einfach zu 24, 25 oder 26 einen
neuen Vertrag, und zwar auferhalb der bestehenden Ver-
trige. Das klingt zunédchst harmlos, ist es aber nicht. Da-
mit mag man diejenigen beruhigen, die vom européi-
schen Recht wenig verstehen, aber viel zu viele hier im
Saal wissen ganz genau: Damit begeben wir uns in Eu-
ropa auf einen politisch und rechtlich v6llig unkalkulier-
baren Weg. Ich unterstelle, dass es Ihre Absicht war, den
Mairkten Sicherheit geben zu wollen. Jedoch hat der eu-
ropdische Gipfel aus meiner Sicht genau das Gegenteil
bewirkt. Das rechtliche Gezerre ist schon jetzt, drei Tage
nach dem Gipfel, in vollem Gange.

Gestern riickte der tschechische Ministerprésident
— wenn ich das richtig gelesen habe — stiickweise von der
Gipfelerklarung ab. Ungarn macht erkennbar Schwierig-
keiten, das konnen wir jeden Tag in den Zeitungen lesen.
Dianemark und Finnland steuern auf eine Regierungs-
krise zu. Was wir wirklich ernst nehmen miissen, auch
die Regierung: Herr Barroso und die EU-Kommission,
die wir in der Vergangenheit immer als Hiiterin der Ver-
trage bezeichnet haben, lassen durchblicken: Egal was in
dem sogenannten Fiskalpaket stehen mag: Alle automa-
tischen Sanktionen — die ich darin nicht so recht finde —
sind im Ernstfall ein Muster ohne Wert. Wenn sich auch
nur ein einziger Staat auf den Vorrang des Europarechts,
also auf den Lissabon-Vertrag, beruft, dann gilt der Vor-
rang des Lissabon-Vertrages. Das ist die Auffassung der
Kommission — das steht seit gestern in den Zeitungen,
Frau Merkel, das wissen auch Sie —, und deshalb kann
ich nicht erkennen, dass das, was auf dem Gipfel stattge-
funden hat, der Durchbruch ist. Wenn es einer sein soll,
dann miissen wir uns fragen: Durchbruch wohin?

Das Fiskalpaket ist bei genauerem Hinsehen — ich
habe versucht, das deutlich zu machen — ein Scheinriese.
Von weitem sieht es bedeutsam aus, beim Niherkommen
erkennt man jedoch auf Anhieb: Es ist in Wirklichkeit
ein Zwerg. Deshalb hat die Nachgipfeleuphorie nicht
einmal drei Tage angehalten. Schon am Montag waren
die Mirkte wieder im tiefroten Bereich. Mich hat das an
den alten Satz von Wiktor Tschernomyrdin erinnert, der
lautete: ,,Wir wollten es besser machen, aber es ist ge-
worden wie immer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Was entscheidender ist: Ich glaube, in dieser Stunde
racht sich der Strandspaziergang von Deauville.

(Zuruf vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Jal)

Im September 2010, also vor einem Jahr, hat der Kom-
missionsprésident Vorschldge vorgelegt,

(Otto Fricke [FDP]: Mal was Neues!)

die Sie nach dem gemeinsamen Strandspaziergang mit
Herrn Sarkozy abgelehnt haben. Das war ein schwerer
Fehler. Die Folgen liegen jetzt auf der Hand. Wir miissen
doch klar sehen: Wir hatten eine Schuldenkrise, die nie-
mand hier im Hause bestreitet. Nach dem Gipfel ist jetzt
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eine veritable Verfassungskrise hinzugekommen. Mit
Verlaub, das ist aus meiner Sicht kein Durchbruch fiir
mehr Stabilitét in Europa. Das ist es wirklich nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Aus meiner Sicht haben wir ein Stiick mehr Rechtsun-
sicherheit und — was wir gar nicht gebrauchen kénnen —
weitere verkomplizierte Strukturen innerhalb der EU,
Strukturen, die wir auch Menschen auflerhalb der Euro-
pdischen Union erkldren miissen. Wir miissen erkléren,
dass wir nicht nur die EU 27 und nicht nur die EU 17 ha-
ben, sondern etwas, das wir vielleicht — je nachdem, wer
dabeibleibt — EU 26 minus X nennen kdnnen.

Wer aullerhalb Europas soll das verstehen? Nach dem
Gipfel habe ich mir die entscheidende Frage gestellt:
Rechtfertigt dieses Ergebnis eigentlich die faktische Ab-
spaltung GroBbritanniens, die jetzt stattgefunden hat?
Auch ich habe die Berichterstattung gesehen. Sie ist ein
wenig von oberflachlicher Schadenfreude geprigt. Jeder
kann sie verstehen, der sich in der Vergangenheit in Eu-
ropdischen Réten iiber unsere britischen Freunde geér-
gert hat; aber ich bin mir sicher, dass wir das in ein paar
Monaten neu bewerten werden. Dann werden wir genau
sehen: Fiir Schadenfreude dariiber, dass wir die Briten
nicht mehr an Bord haben, besteht eigentlich gar kein
Anlass; denn der Entfremdungsprozess zwischen Konti-
nentaleuropa und GroBbritannien wird nicht aufzuhalten
sein. Am Ende, meine Damen und Herren, wird Schaden
bleiben — Freude iiberhaupt nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Unklarheit herrscht nach diesem Gipfel — auch das
muss gesagt werden — weiterhin iiber die Rolle der Euro-
pdischen Zentralbank. Dazu muss man die unterschiedli-
che Presse aus unterschiedlichen Léndern lesen. Wir ha-
ben hier eine Presse zur Kenntnis genommen, in der
Frau Merkel als diejenige bezeichnet wird, die die euro-
paische Willensbildung geprigt hat. Schauen Sie einmal
in die franzosische Presse derselben Tage, dann haben
Sie ein vollig anderes Bild. Am Montag gab — vielleicht
haben Sie das gesehen — Prasident Sarkozy in Le Monde
seine Version des Gipfels zum Besten, und die ist eben
eine ganze andere als die, wie wir sie eben hier gehort
haben.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Das ist wie bei
euch!)

Da feiert sich Sarkozy als der groBe Sieger dieses euro-
paischen Gipfels. Und wie begriindet er das? Er sagt:
Wir haben uns durchgesetzt. Warum? Weil in Zukunft
die Europdische Zentralbank voriibergehend die opera-
tive Fithrung der EFSF und vor allen Dingen dann des
ESM iibernehmen wird.

(Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin: Das
habe ich doch gesagt!)

Das wird in Frankreich als der groe Durchbruch gefei-
ert, weil die Deutschen, Frau Merkel, endlich hétten ein-
gestehen miissen, dass die Beschrinkung der EZB auf

Fragen der Geldpolitik historisch iiberholt sei. Das ist
die Begriindung, die wir in Frankreich dazu horen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Mann oh Mann,
reden Sie einen Quatsch! — Gegenruf der Abg.
Bettina Hagedorn [SPD]: Das war ein Zitat!)

Deshalb frage ich: Was gilt denn nun? Gilt die Ver-
sion, die wir hier horen, oder die franzosische Variante?
Es kann doch, Herr Kauder, im Ernst betrachtet, nicht
beides gleichzeitig richtig sein.

(Volker Kauder [CDU/CSUJ: Ich glaube, der
Gabriel muss es doch selber machen!)

Wenn die deutsch-franzdsische Freundschaft so eng ist,
Frau Merkel, wie Sie es eben gesagt haben, dann sollten
Sie, glaube ich, noch einmal einen Strandspaziergang
machen, um die gemeinsame Interpretation der Gipfeler-
gebnisse sicherzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Dass die franzdsische Version der Gipfelergebnisse,
die ich eben vorgetragen habe, stimmt, wiirde — jeden-
falls fiir mich — ins Bild passen; denn mit der Unabhéan-
gigkeit der Zentralbank bzw. der Notenbanken wird im-
mer gerade so gespielt, wie es passt. Bei Tage werden
—auch hier in diesem Hohen Hause — Lippenbekennt-
nisse zur Unabhéngigkeit der Zentralbank abgegeben,
wihrend bei Nacht heimlich Kerzen angeziindet werden,
dass die EZB fiir die Politik weiterhin die Kastanien aus
dem Feuer holt. Das ist die Einigkeit, die hier beschwo-
ren wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Es mag gute Griinde dafiir geben, dass die Europii-
sche Zentralbank bei den Rettungsbemiihungen, die wei-
ter anhalten werden, in Zukunft sogar noch eine wichti-
gere Rolle als in der Vergangenheit spielen wird. Wenn
das aber so ist, Frau Bundeskanzlerin, wenn die Européi-
sche Zentralbank in Zukunft entgegen vieler Kritik, die
gerade aus den Reihen der Regierungsfraktionen kommt,
eine sehr viel aktivere Rolle spielen soll, dann sagen Sie
das bitte Threm Koalitionspartner, der FDP, und sagen
Sie es in diesem Hohen Hause. So viel Transparenz, so
viel Offenheit muss sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Auch in dieser Regierungserklarung haben wir wieder
diese Art von verdruckstem Umgang mit dem Thema
,Unabhingigkeit der Zentralbank® festgestellt. Ich
glaube, das hat in der Tat nur einen einzigen Grund:
Angst um die eigene Mehrheit, Angst vor Abweichlern
in den eigenen Reihen und Angst vor Roslers Res-
terampe FDP. Diese Angst ist doch, meine Damen und
Herren, in Wahrheit auch das treibende Motiv hinter der
gewagten Konstruktion, iiber den IWF eine Erhohung
des Kreditrahmens herbeizufiihren. Das ist wieder Trick-
kiste. Statt die Mittel fiir die EFSF oder den ESM aufzu-
stocken — meine Fraktion war dazu immer bereit; wir ha-
ben immer gesagt: Die bisherigen Rettungsschirme sind
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fiir die Aufgaben, die wir dem Rettungsschirm zuordnen,
zu klein —,

(Norbert Barthle [CDU/CSUJ: Thr habt euch
immer kraftvoll enthalten!)

statt hier, in diesem Hohen Hause, eine politische Ent-
scheidung herbeizufiihren, fliichten Sie sich erneut in
teure und komplizierte Umgehungskonstruktionen. Da
war zundchst der Hebel, den Sie alle hier mit Abscheu
und Emporung abgelehnt haben — Sie haben regelrecht
dagegen gehetzt —, doch drei Wochen spéter haben Sie
ihn mit groBer Selbstverstindlichkeit begriifit.

(Dr. Gregor Gysi [DIE LINKE]: Er funktio-
niert nicht!)

Und jetzt wieder etwas Neues: Wieder keine Entschei-
dung im Parlament, aber deutsches Steuergeld geht jetzt
iber die Bundesbank an den IWF und flieBt von da aus
wieder nach Europa zuriick.

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das nennt man Geldwasche!)

Diese Konstruktion hat offensichtlich nur einen einzigen
Zweck: diesen Bundestag zu umgehen, und das geht
eben nicht — ganz einfach.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Mit dieser Meinung sind wir in der Opposition nicht
ganz alleine. Auch der Bundesbankvorstand fiihlt sich
offensichtlich missbraucht. Wie wir horen, haben Herr
Weidmann und sein Vorstandskollege Dombret einen
Brief an den Bundesfinanzminister geschrieben, in dem
sie geradezu darum flehen, die Aufstockung der IWF-
Mittel hier im Deutschen Bundestag beschlielen zu las-
sen. Sie sagen: Es ist doch kein Routinevorgang, wenn
wir 45 Milliarden Euro nach Washington heriiberreichen
und die bestehende Kreditlinie auf diese Art und Weise
vervierfachen. Herr Kauder und Herr Briiderle, deshalb
sage ich: Lassen Sie uns wenigstens die Sorgen und Be-
fiirchtungen der Bundesbank ernst nehmen. Lassen Sie
uns gemeinsam nach Wegen suchen, um diesen viel-
leicht wichtigen Schritt hier im Deutschen Bundestag zu
diskutieren und zu beschlieBen. Ich jedenfalls halte das
flir einen Akt der Selbstachtung dieses Parlaments.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Wenn man einen Blick auf die Gipfelbeschliisse wirft,
dann fillt einem auf, dass hdufig von Defizitabbau und
Stabilitdt die Rede ist. Das ist alles erforderlich. Das sind
Ziele, die wir teilen. In diesem Papier findet man aber
kein einziges Wort zu der Frage, wie in Europa neues
Wachstum entstehen soll.

(Beifall bei der SPD)

Wir spielen gar nicht auf der alten keynesianischen
Leier, sondern das ist mittlerweile europaweit landauf,
landab eine 6konomische Binsenweisheit: Ohne Wachs-
tum wird Europa aus dieser Krise nicht herauskommen.

Deshalb: Sparen ist notwendig, kann aber nicht die ein-
zige Antwort sein. Nur, Antworten sind in diesem Gip-
felpapier nicht zu finden. Das ist schlecht. Das ist kein
Weg aus der Krise.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Noch etwas steht damit in engem Zusammenhang:
Wenn in 18 Mitgliedstaaten die Jugendarbeitslosigkeit
tiber 20 Prozent betrdgt, in 10 Mitgliedstaaten iiber
25 Prozent,

(Otto Fricke [FDP]: In Deutschland?)

in 5 Mitgliedstaaten iiber 30 Prozent, sie in Siiditalien
sogar bei liber 50 Prozent liegt, dann darf man das auf ei-
nem solchen Gipfel nicht iibergehen.

(Otto Fricke [FDP]: In Deutschland?)

— Wollen Sie Hilfen fiir Deutschland fordern, oder was
bedeutet der Zwischenruf?

(Otto Fricke [FDP]: Sagen Sie es einmal bezo-
gen auf Deutschland! — Renate Kiinast
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Er meint die
FDP!)

Wenn das die Realitét in Teilen Europas ist, dann darf
ein europdischer Gipfel diesen Umstand nicht einfach
schweigend iibergehen. Diese jungen Menschen haben
ein Recht auf Zukunft. Es geht um unsere Zukunft!

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Ein letztes Wort zum Stichwort ,,Glaubigerbeteili-
gung®. Still und heimlich wurde — auch das zeigt ein
Blick in die Gipfelpapiere — die Glaubigerbeteiligung
auf dem Gipfel beerdigt. Ich sage ausdriicklich: Auch
dafiir mag es gute Griinde geben. Aber es kann doch
nicht sein, dass das Ergebnis dieser Einsicht ist, dass
jetzt alles wieder so ist, wie es vormals war, dass die
ganzen Kosten der Krise einfach dem normalen Steuer-
zahler zur Last gelegt werden. Wenn man die Glaubiger-
beteiligung streicht, dann ist es ein Gebot der Gerechtig-
keit, dass man auf der anderen Seite endlich Ernst macht
und die Besteuerung der Finanzmirkte einfiihrt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN - Zuruf
des Abg. Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP])

— Die Euro-Bonds waren Ihre Erfindung. Die haben Sie
jetzt massenhaft in der EZB liegen. An Ihrer Stelle
wiirde ich bei dem Thema ein bisschen ruhiger sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Mit Blick auf die Ergebnisse der zuriickliegenden
Gipfel, aber auch mit Blick auf das, was vor uns liegt,
sage ich abschlieSend noch ein Wort zu einem Punkt, der
mir am Herzen liegt: Ich personlich glaube, dass wir kei-
nen Ausweg aus dieser Krise finden werden, wenn wir
nicht auch bereit sind, eine Losung fiir den Umgang mit
den Altschulden der am hochsten verschuldeten Lénder
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zu finden. Es gibt ein Beispiel in unserer eigenen Ge-
schichte. Die Wirtschaftsweisen im Sachverstidndigenrat
haben dazu Vorschldge gemacht. Ich habe nicht verstan-
den, Frau Bundeskanzlerin, warum diese Vorschlige, die
ich nicht nur fiir niitzlich, sondern auch fiir notwendig
halte, gleich in der Regierungsschublade versteckt wor-
den sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Von diesem Punkt wird vieles abhéngen. Deshalb
kann ich nur empfehlen, dass wir dieses Thema im
nichsten Quartal im neuen Jahr angehen und auch zu ei-
nem Thema in den Europdischen Réiten machen. Ich
glaube, wir sind mit diesem Gipfel, der hinter uns liegt,
nicht tiber den Berg, sondern es liegt noch viel Arbeit
VOr uns.

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Beifall
beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der Besuchertri-
biine haben Mitglieder des Europaausschusses der
franzosischen Assemblée nationale Platz genommen,
die wir aus Anlass unserer heutigen Debatte besonders
gerne im Deutschen Bundestag begriiflen.

(Beifall)
Bonjour, chers collégues, et bienvenue a Berlin.
(Zurufe: Oh!)
Nun hat der Kollege Rainer Briiderle das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU - Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Herr Briiderle freut sich! Ein
schoner Tag fiir ihn ohne Lindner! — Zuruf von
der SPD: Helau!)

Rainer Briiderle (FDP):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Der euro-
paische Gipfel vom letzten Freitag hat gute Ergebnisse
gebracht.

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Spricht der Parteivorsitzende!)

Ich habe noch die Worte der Opposition im Ohr. Unserer
Bundeskanzlerin wurde permanent vorgeworfen, sie
wiirde Deutschland isolieren. Seit Freitag wissen wir:
Die Opposition hat wieder einmal vollig danebengele-
gen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Ein anderes Mitgliedsland hat sich isoliert.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Von welcher
Sektion sprechen Sie?)

Frankreich und Deutschland haben diesen Gipfel zum
Erfolg gefiihrt.

(Jirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wie ist der Mitgliederentscheid ausge-
gangen?)

Unter der christlich-liberalen Koalition ist die Zusam-
menarbeit mit Frankreich eine Belle Alliance, eine gute
Verbindung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU — Lachen bei Abgeordneten der
SPD und des BUNDNISSES 90/DIE GRU-
NEN)

Unter Rot-Griin war es oft eine Mesalliance,

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Oh!)

etwa bei der Aufweichung des Stabilititspaktes oder der
Aufnahme Griechenlands in die Euro-Zone. Im Vorfeld
des Gipfels war von einer 17-plus-Losung die Rede, also
die 17 Euro-Staaten plus einige Nicht-Euro-Staaten. He-
rausgekommen ist ,,27 minus 1.

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nein, 21 500!)

Da hat einer mit der Handtasche von Maggie Thatcher
kréftig geschwenkt.

Momentan haben wir in Europa zwei Geschwindig-
keiten. Ich war immer der Meinung, wenn einige Staaten
bei der Integration vorangehen wollen, sollten sie das
tun. Das hat beim Schengener Abkommen relativ gut ge-
klappt. Ich sage auch: Nachziigler sind willkommen,
aber bei europapolitischen Trittbrettfahrern muss man
sich etwas iiberlegen.

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Jetzt hauen Sie doch nicht das letzte eu-
ropéische Porzellan kaputt! Machen Sie lieber
im eigenen Laden Ordnung!)

Eines kann nicht sein: Es kann nicht sein, dass einige
Europder mit viel Miihe etwas aufbauen und andere
dann, wenn der Aufbau erfolgreich durchgefiihrt wurde,
freien Eintritt oder Rabatt haben wollen. Das kann in Zu-
kunft so nicht weitergehen. Ein Europa der Trittbrettfah-
rer und Rabattjdger ist nicht zukunftsfahig.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU — Renate Kiinast [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Mit Thnen ist Europa
auch verloren, nicht nur die FDP!)

Jetzt wird der Stabilititspakt II vorbereitet. Manche
Kommentatoren sehen das als zweite Geburtsstunde des
Euro. Es ist die Geburtsstunde der politischen Stabili-
tatsunion. Wir nehmen den Umweg iiber volkerrechtli-
che Vertriage. Das ist nicht unbedingt die eleganteste Lo-
sung. Es wird gesetzestechnisch nicht einfach, aber es ist
machbar.

(Zuruf des Abg. Thomas Oppermann [SPD])

Es ist nicht unbedingt etwas fiir europapolitische Fein-
schmecker. Aber in der Politik gilt: Lieber mit Haus-
mannskost an das Ziel kommen als in Schonheit unterge-
hen.

(Beifall des Abg. Jorg van Essen [FDP])
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Oder — fiir Sie einfach formuliert —: Lieber Brot und But-
ter als eine Géanseleber-Fata-Morgana.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die Stabilitdtsunion bzw. der Stabilitdtspakt II nimmt
konkrete Formen an. Die nationalen Haushalte werden
kiinftig streng iiberwacht. Das sind quasi automatische
Sanktionen. Dafiir hat die Koalition immer gekdmpft.
Die Staats- und Regierungschefs der Euro-Zone haben
das beschlossen. Herr Steinmeier kritisiert das. Das ist
unglaubwiirdig. Wenn es in Briissel zum Schwur kommt,
sind es die Genossen, die weichen. Es waren Thre Genos-
sen in Briissel, die die Sixpack-Losung abgelehnt haben.

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Ja! Das
war ihnen nicht scharf genug!)

Wenn es konkret wird, sind Sie in der Furche und nicht
dabei, die Dinge umzusetzen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Eine Wihrung ist Ausdruck dessen, was ein Volk war,
ist und sein will. Die D-Mark war Symbol fiir Wieder-
aufstieg und Stabilitdt. Der Euro ist Symbol fiir Frieden,
Wohlstand und ein Europa des Zusammenwachsens. Eu-
ropa will und wird seinen Platz in einer neuen Weltord-
nung finden. Es muss Subjekt bleiben und darf nicht Ob-
jekt werden. Dazu muss sich Europa noch stérker
zusammenfinden.

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ach! Das sind doch alles nur Phrasen!)

Der Binnenmarkt war ein solches Projekt. Eine wirk-
liche Gemeinsame Auflen- und Sicherheitspolitik kann
ein weiteres solches Projekt sein. Die Nationalstaaten
werden an einigen Stellen Souveranitét abgeben miissen.
Sie werden an anderen Stellen Souverénitat zuriickholen
konnen. Man kann allerdings die berechtigte Frage stel-
len, ob die Regionalpolitik oder die Agrarpolitik in der
Subsidiaritdt nicht besser aufgehoben sind als im euro-
péischen Zentralismus.

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Thnen acht Minuten zu folgen, ist ganz
schon lang!)

Meine Damen und Herren, wir mussten in Briissel ei-
niges akzeptieren, das unseren Vorstellungen nicht voll
entsprochen hat. Politik ist Kompromiss, die Kunst des
Moglichen.

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Bei Ihnen ist Politik Blockade!)

Das gilt auch im Hinblick auf ein geordnetes Insolvenz-
verfahren.

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Fiir Parteien, oder was?)

— Frau Regierende Biirgermeisterin, horen Sie mir ein-
mal einen Moment zu;

(Heiterkeit bei der FDP)

das wire vielleicht auch fiir Sie ganz gut.

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Ich hore die ganze Zeit zu! Wollen Sie
nun ein Insolvenzverfahren fiir Parteien?)

Was ein geordnetes Insolvenzverfahren betrifft, sind wir
nicht weiter vorangekommen. Aber die Collective Ac-
tion Clauses bleiben erhalten. Sie miissen auch die Basis
sein, wenn es darum geht, zukiinftig private Beteiligun-
gen zu ermoglichen. Die Erhohung der Zahlung an den
IWF ist eine akzeptable Losung. Der IWF ist viel breiter
angelegt, es sind andere Linder dabei, und er hat eine
andere Expertise, die mit eingebracht wird.

Man muss eines klar auseinanderhalten, Herr
Steinmeier: Entweder ist die Bundesbank unabhingig
—dann kann sie in ihren Entscheidungen nicht von Be-
schliissen des Deutschen Bundestages abhéngig sein —,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP —
Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Ja, eben!
Eben, Herr Briiderle!)

oder sie ist es nicht.

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Ganz ge-
nau! Entscheiden Sie sich mal!)

Es gibt keine Teilunabhédngigkeit. Entweder ist sie unab-
héngig oder abhingig.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Das miissen Sie auseinanderhalten. Das konnen Sie nicht
machen, wie Sie wollen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Sie haben immer noch das alte und falsche Helmut-
Schmidt-Theorem im Kopf: Lieber 5 Prozent Inflation
als 5 Prozent Arbeitslosigkeit.

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: 5 Prozent muss man erst mal haben,
Herr Briiderle! 3 Prozent haben Sie! Sie haben
ja nicht mal 5 Prozent!)

Am Schluss hatte er beides. Die Notenbank muss unab-
héngig bleiben und ihre eigenen Entscheidungen treffen,
statt vom Parlament quasi untergepfliigt zu werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Sie konnen nicht beides haben, wie es lhnen gerade
passt. Sie miissen eine klare Haltung einnehmen. In der
Ordnungspolitik muss man Prinzipien haben und kann
sich nicht immer aussuchen, was man gerade will.

Der ESM kommt frither; das ist gut so. Fiir mich ist
das eine Art europdischer Wahrungsfonds, ein Instru-
ment der Marktwirtschaft und der Wettbewerbsfahigkeit.

(Jirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ich denke, Ihre Mitglieder sind dage-
gen! Stimmen die nicht gerade dariiber ab, ob
sie dagegen sind? Wie ist denn das Ergebnis,
Herr Briiderle?)

Dies ist der richtige Weg.

(Thomas Oppermann [SPD]: Wie ist denn das
Ergebnis Threr Mitgliederbefragung?)
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Jetzt ist er Feuerwehr, spater wird er Brandschutzberater
sein.

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Ist
die FDP dafiir oder dagegen?)

Erreicht wurde — das ist das Verdienst der Kanzlerin
und der Koalition, die sie trigt — Es kommen keine
Euro-Bonds. Die Banklizenz fiir den Rettungsfonds
kommt nicht. Dafiir kommen nationale Schuldenbrem-
sen; das ist richtig. Trittin will die Banklizenz und fiir
den Rettungsschirm Geld drucken. Gabriel will Euro-
Bonds. Steinbriick will die Notenpresse aktiv einsetzen.
Das ist der falsche Ansatz. Das ist wieder Thre Lex
Helmut Schmidt: Geld drucken!

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Wir haben die Arbeitslosenquote in Deutschland hal-
biert.

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Warum schreien Sie eigentlich so?)

Thr Kanzler Schroder wollte die Marke von 3 Millionen
Arbeitslosen erreichen. Er hat uns 5 Millionen hinterlas-
sen. Wir haben die Zahl der Arbeitslosen durch unsere
Politik halbiert.

(Thomas Oppermann [SPD]: Was? Thr?)

Das war der richtige Ansatz. Die Welt beneidet Deutsch-
land um die richtige Politik, nicht um Ihre Irrtiimer.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — Wi-
derspruch bei der SPD und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Das, was Sie wollen, haben genau die Lander betrie-
ben, die den Karren an die Wand gefahren haben. Glau-
ben Sie, dass deren Rezepte, die fiir deren Fehlentwick-
lung ursdchlich sind, besser werden, wenn Sie sie
iibernehmen?

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Bei IThnen muss es ganz schon schwer
sein, dass Sie sich derart Mut zusprechen!)

Sie sollten in Ihrer Politik die Lernféhigkeit

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Der FDP?)

nicht vollig ausschlieBen und einfach die Realitdten zur
Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Deshalb ist es wichtig, dass wir verhindern, dass eine
rot-griine Inflationsunion Realitdt wird. Sie reden von
,»s0zial“ und schaffen die Voraussetzungen fiir Geldent-
wertung, die die Leute mit einem kleinen Einkommen
—das sind die mit einem Sparbuch und einem Giro-
konto — treffen wird. Diese wiirden durch Thr Beenden
der Stabilititspolitik zu Opfern. Wir stellen uns davor
und wollen, dass auch die Kleinen ihr hart erarbeitetes
Einkommen und Vermogen behalten konnen.

(Thomas Oppermann [SPD]: Ich lache mich
tot! Sie sind fiir die kleinen Leute?)

Sie wollen die Steuereinnahmen um 40 Milliarden
Euro bzw. um 30 Milliarden Euro erhdhen. Thre Politik
ist: Stabilitdt aufgeben, Geld drucken, Steuern erhdhen.
Das ist ein Rezessionsprogramm und fiihrt uns nicht
nach vorne — weder Deutschland noch Europa —,

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

sondern an die Wand. Deshalb ist es so wichtig, dass wir
gerade jetzt eine biirgerliche Regierung haben, die Adam
Riese nicht vergessen hat, und keine neosozialistische
Traumtidnzerei betreiben, die Deutschland wieder auf ei-
nen Irrweg bringt. Deshalb ist unsere Politik richtig.

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der
CDU/CSU — Zurufe von der SPD, der LIN-
KEN und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Alternative fiir Deutschland und fiir Europa ist
vollig klar: Rot-Griin bedeutet hohere Steuern, eine Voll-
kaskoversicherung fiir Schuldensiinder und Geldentwer-
tung. Die christlich-liberale Politik bedeutet Stabilitét,
Wachstum und Arbeitsplitze. Genau das werden wir
weiterhin machen, weil es richtig ist.

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ist das eigentlich Thre Bewerbungsrede,
oder was ist los? Da muss man ja Angst ha-
ben!)

— Sie konnen hier schreien, solange Sie wollen, Frau Re-
gierender Biirgermeister. Das hilft alles nichts. Wir wer-
den unsere Politik der Erfolge fortsetzen.

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der
CDU/CSU — Thomas Oppermann [SPD]: War
das eine Bewerbungsrede?)

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Ich erteile das Wort dem Kollegen Gregor Gysi fiir
die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):

Herr Président! Meine Damen und Herren! Herr Bun-
destagsprisident, ich habe mit Erstaunen und Wohlwol-
len festgestellt, dass Sie die franzdsischen Giéste auf
Franzosisch begriifit haben. Ich bin sehr gespannt, wie
Sie das beim nichsten Mal bei chinesischen Gésten ma-
chen. Wir werden das abwarten.

(Heiterkeit bei der LINKEN)

Herr Briiderle, eines muss ich Thnen sagen, wenn ich
darf:

(Otto Fricke [FDP]: Nur eines?)

Man kann der SPD und den Griinen ja viel unterstellen,
aber ihnen neosozialistische Traumténzereien zu unter-
stellen, ist wirklich in jeder Hinsicht abwegig.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN — Dr. Martin Lindner [Berlin]
[FDP]: Dafiir sind Sie zusténdig!)
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Frau Bundeskanzlerin, ich darf darauf hinweisen: Sie
haben erklart, dass man die Konstruktionsfehler bei der
Wiéhrungsunion endlich beheben muss. Eigentlich hétten
Sie aber sagen miissen, dass die Linke das alles damals
schon vorhergesagt hat, Sie aber falschlicherweise Herrn
Kohl und nicht uns zugestimmt haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Kommen wir aber zu einem anderen Thema. Wir ha-
ben Thren EU-Gipfel erlebt, und ich stelle eine unge-
heure Verdnderung im Tempo fest. Frither dauerte es
Monate, bis ein EU-Gipfel Makulatur wurde, dann Wo-
chen und heute nur noch wenige Tage. Ich werde versu-
chen, Ihnen das zu belegen.

Sie wollen zusammen mit Sarkozy allein entscheiden,
was in Europa passiert. Sarkozy mochte auBlerdem, dass
die Deutschen die Schulden der franzdsischen Banken
mitbezahlen, um es einfach einmal offen zu sagen. Er
versucht hier immer, ein Konstrukt dafiir zu finden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
Bisher wehren Sie sich einigermalen.

Ihnen geht es um das Vertrauen der Finanzmairkte.
Dabei muss diese Art von Finanzmérkten endlich einmal
bekdmpft werden. Wir miissen nicht um deren Vertrauen
ringen, sondern wir miissen sagen: Das Ende der Fah-
nenstange ist erreicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Abgesehen davon schaffen Sie es ja auch gar nicht, Ver-
trauen herzustellen. Um das zu beurteilen, geniigt ein
Blick auf die Borsen. Sie beweisen das Gegenteil!

Nun haben Sie die Idee bzw. den Trick entwickelt
— hier hat Herr Steinmeier recht —, dass der Internatio-
nale Wiahrungsfonds zusétzlich Kredite geben soll, weil
der Rettungsschirm natiirlich nicht ausreicht. Das haben
wir Thnen {ibrigens schon vorher gesagt. Weil Sie das
aber nicht zugeben wollen, gehen Sie nun einen anderen
Weg und sagen: Dann stocken wir ihn nicht auf, sondern
wir machen das iiber den Internationalen Wéahrungs-
fonds. Da sind aber auch die USA beteiligt, und das
Erste, was Prisident Obama gesagt hat, war: Dafiir
kriegt der IWF von den USA nicht einen einzigen Dol-
lar.

Nun sagen Sie, Sie wollen trotzdem diesen Weg ge-
hen. Dabei geht es um einen Betrag von 200 Milliarden
Euro fiir die betroffenen Lander. Das ist deshalb interes-
sant, weil die Euro-Zone davon 150 Milliarden Euro be-
reitstellen soll und die Bundesbank davon wiederum ei-
nen Anteil von 45 Milliarden Euro.

Herr Briiderle, was Sie hier zur Unabhéngigkeit der
Bundesbank gesagt haben, ist wirklich ein starkes Stiick.
Dieser Bundestag hat mehrfach beschlossen, dass wir
maximal fiir einen Betrag von 211 Milliarden Euro haf-
ten. Nun wollen Sie weitere 45 Milliarden hinzufiigen.
Da sagt der Chef der Bundesbank doch véllig zu Recht:
Zuerst muss der Bundestag beschlieBen, ob eine Haftung
in groferem Umfang libernommen wird. Das ist doch
wohl das Minimum.

(Beifall bei der LINKEN)

Das lehnen Sie ab. Sie lehnen das aber nur deshalb ab,
weil Sie nicht glauben, das in Thren Fraktionen, vor allen
Dingen in der FDP, durchzubekommen. Aber wir kon-
nen doch hier nicht bloB wegen des Zustandes der FDP
herumkleistern. Ich bitte Sie! Hier sind die Grenzen
tiberschritten.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Natiirlich miissen wir hier dariiber einen Beschluss fas-
sen.

Dann wollen Sie neben dem voriibergehenden Ret-
tungsschirm auch einen dauerhaften schaffen. Nun hat
der Gipfel beschlossen, dessen Einrichtung vorzuziehen.
Mit anderen Worten, Frau Bundeskanzlerin, Sie haben
sich wieder einmal verrechnet. Das heif3t, Sie haben den
dauerhaften Schirm fiir einen bestimmten Zeitpunkt an-
gesetzt und stellen jetzt fest: Es ist zu spét; Sie miissen
das Ganze vorziehen. — Okay. Man kann sich ja korrigie-
ren.

Das bedeutet aber, dass wir zusétzlich 4,3 Milliarden
Euro zur Verfiigung stellen miissen, und zwar im Jahre
2012. Diese stehen aber im Bundeshaushalt nicht drin.
Daraufhin haben Sie zunéchst gesagt, Sie wollten sie ei-
gentlich gar nicht drin haben. Jetzt sagt Herr Schéuble,
doch, Mitte des Jahres 2012 will er die zusétzlichen
4,3 Milliarden Euro in einen Nachtragshaushalt aufneh-
men. Ich verstehe das nicht. Wenn wir es jetzt schon wis-
sen, konnten Sie doch eigentlich gleich beantragen, ei-
nen Nachtragshaushalt zu beschlie3en.

(Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel: Aber
handeln!)

— Natiirlich kdnnen wir noch warten, Frau Merkel, bis
der Vertrag unterschrieben ist. Aber eines darf ich auch
sagen: Sie miissen sich beeilen. Sie wissen doch gar
nicht, wie viele Tage die Koalition noch hilt.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie den Nachtragshaushalt durchkriegen wollen,
sollten Sie das nicht bis zur Mitte des ndchsten Jahres
verschieben.

(Zuruf von der FDP: Da machen Sie sich mal
keine Sorgen!)

— Wissen Sie, ich mache mir ja nicht Sorgen um die FDP.
Aber ich finde, Sie sollten anfangen, sich Sorgen um die
FDP zu machen.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Martin Lindner
[Berlin] [FDP]: Das war jetzt rhetorisch ein
echtes Feuerwerk!)

Sie meinten, Frau Merkel, als groBe Siegerin aus
Briissel zuriickzukommen, Sie hétten sich fiir die Stabili-
tatsunion entschieden und so viel dabei gewonnen. Die
Kommission soll ja nun berechtigt sein, unter bestimm-
ten Bedingungen in das Budget, in den Haushalt der
Liander einzugreifen. Da hat doch der Bundestagsprisi-
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dent recht: Das Grundgesetz regelt eine Hoheit des Bun-
destages fiir den Haushalt.

(Zuruf von der LINKEN: So ist es!)

Es sieht iiberhaupt nicht vor, dass eine europdische
Behorde in den Haushalt der Bundesrepublik Deutsch-
land eingreift. Wenn Sie das beschlieen, ist das ganz
klar grundgesetzwidrig.

(Beifall bei der LINKEN)

Das hat auch keinen Bestand vor dem Bundesverfas-
sungsgericht. Dariiber miissen wir doch wenigstens ein-
mal ausfiihrlich diskutieren. Ich verstehe das nicht.

Dann gibt es einen zweiten Gesichtspunkt. Sie haben
ja automatische Sanktionen vereinbart. Dazu muss ich
einmal sagen, Frau Bundeskanzlerin: Es gibt keine auto-
matischen Sanktionen. Vielmehr miissen immer noch
Menschen entscheiden, wann sie eingesetzt werden. Sie
wollten damit ja auch bloB3 sagen, dass die Lénder dage-
gen kein Beschwerderecht etc. haben. Es wird iiber
Sanktionen entschieden, wenn eine bestimmte Haus-
haltsdisziplin verletzt wurde.

Weiter sagen Sie, ganz Europa muss die Schulden-
bremse tibernehmen, die wir in Deutschland schon ein-
gefiihrt haben. Darf ich wieder einmal versuchen, den
Konstruktions- und Denkfehler der Schuldenbremse zu
erklaren? Es gibt einen Unterschied zwischen dem Bun-
deshaushalt und dem privaten Haushalt. Im privaten
Haushalt herrscht die Regel: Wenn ich mehr Geld habe,
gebe ich mehr aus, und wenn ich weniger Geld habe,
gebe ich weniger Geld aus.

Wenn man den Bundeshaushalt verantwortet, muss
man ganz anders entscheiden. Wenn man gute Steuerein-
nahmen hat, kann man Schulden abbauen und sparen,
und wenn man schlechte Steuereinnahmen hat, muss
man zusitzlich investieren, damit die Wirtschaft wieder
angekurbelt wird.

(Volker Kauder [CDU/CSUJ: Das heift Schul-
den machen! Mannomann!)

Genau das verbietet Thre Schuldenbremse. Deshalb ist
das ganze Konstrukt, gemeinsam gefunden von Union
und SPD, falsch. Das jetzt auch noch ganz Europa aufzu-
stiilpen, ist sozusagen eine Multiplizierung dieses Feh-
lers.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber jetzt kommt etwas anderes. Das muss ich Thnen
einmal als Jurist sagen: Beide Regelungen widerspre-
chen natiirlich ganz klar dem Vertrag von Lissabon. Da
Grofibritannien nicht mitspielt, konnen Sie den Vertrag
nicht dndern. Nun gehen Sie folgenden Weg und sagen:
Wir machen einfach einen eigenen, neuen Vertrag — das
ist so ein typischer Trick —, und es féllt wahrscheinlich
gar keinem auf, dass dieser neue Vertrag dem Vertrag
von Lissabon widerspricht.

Ich sage Thnen klipp und klar: Wenn man einen vol-
kerrechtlichen Vertrag schlieft, der einen bestehenden
volkerrechtlichen Vertrag verletzt oder ihm widerspricht,
dann ist der neue Vertrag volkerrechtswidrig. Da wir

nach dem Grundgesetz an das wirksame, geltende Vol-
kerrecht gebunden sind, kann Thr Vorgehen niemals vom
Bundesverfassungsgericht bestédtigt werden. Dieser
Trick wird nicht funktionieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich muss Thnen sagen, Frau Bundeskanzlerin: Warum
fragen Sie mich eigentlich nicht vorher? Dann kénnte
man solche eklatanten Fehler einfach vermeiden. Das
wire ein einfacherer Weg, wenn ich das einmal sagen
darf.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Nun spielt GroBbritannien da nicht mit. Alle fallen
jetzt iiber GrofBbritannien her, wobei ich sage: Die Be-
griindung von Grof3britannien ist tatsdchlich abenteuer-
lich und nur zuriickzuweisen. Aber an sich hat Grofbri-
tannien damit recht, dass das Konstrukt so nicht geht,
aber es wird die falsche Begriindung angefiihrt. Kom-
men wir zuriick zur européischen Idee — das ist mir jetzt
sehr ernst —: Diese europdische Idee wurde auch von
Konservativen vertreten, nicht nur zu Zeiten Kohls, son-
dern auch vorher und nachher. Diese européische Idee
machen Sie kaputt.

(Beifall des Abg. Alexander Ulrich [DIE
LINKE])

Ich will Thnen auch sagen, warum. Sie fiithren eine
Agenda-2010-Union ein, und zwar multipliziert. Agenda
2010 — leider eine Erfindung der Sozialdemokraten — be-
deutet Geringverdiener. Jetzt liegt {ibrigens eine Studie
vor, nach der die Geringverdiener immer frither sterben.
Wenn Sie jetzt nichts gegen Armut machen, handeln Sie
sogar vorsétzlich, weil Sie wissen, dass Arme immer frii-
her sterben. Also muss man etwas dagegen tun.

(Beifall bei der LINKEN — Norbert Barthle
[CDU/CSUTJ: Vielleicht sollten Sie die OECD-
Studie etwas genauer lesen!)

Agenda 2010 bedeutet auch Lohnabbau, Rentenkiir-
zung, prekdre Beschiftigung, Outsourcing, das heift,
Teile eines Unternehmens werden aus einem Unterneh-
men ausgegliedert, damit man schlechtere Lohne bezah-
len kann, Teilprivatisierung der Renten und der Gesund-
heit. All das verordnen Sie in viel schérferer Form
Griechenland, Spanien, Portugal und Italien.

Was glauben Sie, wie dann die Menschen die EU
empfinden? Glauben Sie wirklich, die denken dann: Das
ist eine tolle Einrichtung, die zu mehr Wohlstand fiihrt?
Die Menschen werden sagen: Die EU baut meinen Le-
bensstandard ab. Sie baut mein Selbstwertgefiihl ab. Sie
verhindert meine eigene Wiirde. All das kommt auch
noch nach Deutschland. Das ist nicht nur sozial katastro-
phal, sondern es zerstort auch die europidische Idee und
ist geféhrlich. Ich mdchte nicht zuriick in das Europa des
20. und des 19. Jahrhunderts, das durch Kriege zwischen
den heutigen Mitgliedslédndern der Europdischen Union
gekennzeichnet war. Dahin wollen wir nicht zuriick.

(Beifall bei der LINKEN)

Dieser Sozialabbau ist dariiber hinaus véllig falsch,
nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen Lin-
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dern. Es ist ebenso falsch, die Investitionen zu streichen;
denn das bedeutet doch alles weniger Steuereinnahmen.
Das bedeutet, dass das Geld, das wir dorthin geben, ver-
schwindet, und zwar in den Banken. Die Griechinnen
und Griechen haben nichts davon, die Italienerinnen und
Italiener haben nichts davon, die Spanierinnen und
Spanier nichts und auch die Portugiesinnen und Portu-
giesen nichts. Aufler zusétzlichen Schulden kommt auch
fiir Deutschland und seine Bevolkerung nichts dabei he-
raus. Das ist alles nicht zu machen.

Wenn Sie mir das nicht glauben, dann glauben Sie
doch wenigstens Ihrer heiligen amerikanischen Rating-
agentur. Jetzt zitiere ich einmal das, was Standard and
Poor’s sagen, die nun wirklich auf der anderen Seite ste-
hen:

Waihrend sich die europdische Wirtschaft abkiihlt,
erwarten wir, dass ein Reformprozess, der allein auf
der Séule von Sparanstrengungen ruht, zwecklos
ist, wenn die Sorgen der Biirger um Jobs und Ein-
kommen wachsen, die Nachfrage schrumpft und
die Steuereinnahmen der Staaten erodieren.

Das Ergebnis wird dann eine noch schlechtere Bewer-
tung dieser Lander durch die Ratingagenturen sein. Das
verscharft die Krise.

Weiter stellt die Ratingagentur zutreffend Folgendes
fest, Frau Bundeskanzlerin: Die Staatsschulden seien
nicht Ursache, sondern Folge der Bankenkrise.

(Beifall bei der LINKEN)

Weit kliigere Leute sagen das auch. Warum reden Sie
immer von einer Staatsschuldenkrise? Die USA haben
viel hohere Staatsschulden, auch in der VerhéltnisméaBig-
keit. Sie sind aber nicht in derselben Situation. Die Ban-
kenkrise ist das Entscheidende. Diese missen wir iiber-
winden, wenn wir aus der Krise herauskommen wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Machen wir uns doch nichts vor: Agenda 2010 mit
Lohn- und Rentenabbau fiihrte dazu, dass deutsche Pro-
dukte billiger wurden. Deshalb konnten wir immer mehr
davon nach Spanien, nach Italien und nach Portugal ver-
kaufen. Deshalb konnten die Firmen in Spanien, Portu-
gal und Italien immer weniger ihre eigenen Produkte im
eigenen Land und hierher verkaufen. Das hat Folgen.
Deshalb sage ich Thnen: Wenn wir aus dieser Falle he-
rauswollen, die auch andere Lander belastet, dann miis-
sen wir endlich die Binnenwirtschaft stirken, um nicht
zu stark von den Verkdufen in andere Lander abhéngig
Zu sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir die Binnenwirtschaft stirken wollen, dann
brauchen wir endlich hohere Lohne, hohere Renten und
hohere Sozialleistungen,

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Mehr Schul-
den!)

und wir miissen die gesamte prekidre Beschiftigung
tiberwinden. Es gibt keinen anderen Weg.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist nicht nur sozial gerechter und verhindert, dass
Menschen wegen ihrer Armut immer frither sterben,
sondern es stérkt auch die Binnenwirtschaft und hilft Ita-
lien und anderen Léandern.

Wir haben es weiter mit einem dramatischen Demo-
kratieabbau zu tun. Was passiert denn in Griechenland
und Italien? Da werden auf Wunsch der Jongleure des
Finanzmarktes Technokraten als Regierungschefs einge-
setzt. Es gibt vorher keine Wahl, und keiner befragt die
Bevolkerung. Wenn ein Ministerpréasident seine Bevol-
kerung befragen will, dann muss er sofort zu Herrn
Sarkozy und zu Ihnen, Frau Merkel, zum Strafrapport,
und zwei Tage spiter ist er weg vom Fenster. Was hat
denn das noch mit Demokratie zu tun?

(Beifall bei der LINKEN — Volker Kauder
[CDU/CSU]: Passen Sie auf, dass Sie nicht
auch zum Rapport miissen! Passen Sie auf,
dass die Kanzlerin Sie nicht auch noch einbe-
stellt, Herr Gysi!)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Herr Kollege Gysi, es ist Ihnen nicht entgangen, dass
Sie schon deutlich iiber der Zeit liegen.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Herr Bundestagsprésident, das finde ich erstaunlich.
Die acht Minuten von Herrn Lindner dauerten so lange.

Meine elf vergehen so schnell. Wie kommt das eigent-
lich?

Gut, dann lasse ich das aus und sage nur noch eines:
Was wir wirklich brauchen, ist etwas ganz anderes. Wir
brauchen erstens eine Regulierung der Finanzmérkte.
Soros, der Multimilliardér, hat auf die Frage, ob er mit
seinen Spekulationen schuld an der Krise sei, gesagt:
Nein, schuld ist die Politik. Ich bin gierig, und wenn die
Politik mir das erlaubt, dann mache ich das auch. Wenn
sie es mir verboten hatte, hitte ich es nicht machen diir-
fen.

(Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Es ist verboten, jetzt weiterzureden!)

Das ist die Logik von Soros. Er gibt Ihnen ironisch die
Schuld, und insoweit zu Recht.

Wir brauchen zweitens eine Finanztransaktionsteuer.

(Volker Kauder [CDU/CSUJ: Nein, nein,
nein!)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Nein, Herr Gysi, das geht jetzt leider nicht.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kénnen wir
nicht mehr horen!)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):

— Das koénnen Sie nicht mehr horen, aber das miissen
Sie sich anhoren, weil es der einzige Weg ist, der aus der
Krise fiihrt. Horen Sie zu! Von den Konservativen ver-
lange ich eines nicht: Ich verlange nicht, dass sie links
werden. Das schaffen sie nicht. Aber sie konnten zumin-
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dest endlich einmal Vernunft an den Tag legen. Das ist
das Minimum.

(Beifall bei der LINKEN)

Préasident Dr. Norbert Lammert:

Herr Kollege Gysi, ich bin Thnen noch eine kurze
Antwort auf Thre Bemerkung zu meiner BegriiBung der
franzosischen Delegation schuldig. Sobald es in China
ein Parlament gibt, frei und demokratisch gewéhlt wie in
Frankreich, zu dem der Deutsche Bundestag dhnlich in-
tensive freundschaftliche Beziehungen unterhdlt wie zur
Assemblée nationale, stelle ich fiir einen Besuch einer
chinesischen Delegation eine &hnliche Begriifung in
Aussicht.

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Ab-
geordneten der SPD und der LINKEN)

Das Wort hat nun der Kollege Kauder fiir die CDU/
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Volker Kauder (CDU/CSU):

Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn man die Erkldrungen der Opposition in der heuti-
gen Debatte hort, dann fragt man sich, ob die Opposition
wirklich zur Kenntnis genommen hat, was am letzten
Wochenende in Briissel geschehen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr.
Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Deutlicher als
Siel)

— Herr Kollege Steinmeier, warten Sie nur ab. Die De-
mut wird gleich kommen. Ich frage mich, ob Sie noch
genau wissen, was Sie an diesem Rednerpult schon alles
verlangt haben und was wir gemeinsam in Antrége hi-
neingeschrieben haben. Im Ergebnis ist das, was wir in
unserer gemeinsamen Erkldrung vor einigen Tagen be-
schlossen haben, im Kern genau das, was die Bundesre-
gierung in Briissel ausgehandelt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wieso distanzieren Sie sich von dem, was wir zur Vorbe-
reitung des Gipfels miteinander besprochen haben?

Es ist unglaublich viel erreicht worden. Wir waren
uns in diesem Plenarsaal einig, dass wir mit leichten,
kleinen Korrekturen nicht mehr vorankommen und dass
die Mirkte von uns klare Reformen erwarten, die verhin-
dern, dass das, was jetzt mit den hohen Staatsschulden
eingetreten ist, wieder eintreten kann. Wir waren uns
auch einig, dass diese Reformen nur durch rechtlich ver-
bindliche Vereinbarungen machbar sind. Wir alle hétten
uns sehr gewlinscht, dass wir im Europa der 27 zu sol-
chen Vereinbarungen gekommen wéren. Herr Kollege
Steinmeier, Sie haben an diesem Rednerpult mehrfach
eine Korrektur der von Ihrer Fraktion durchgefiihrten
Deregulierung der Finanzmaérkte verlangt und sagen
stindig, es miisse europaweit eine Finanztransaktion-

steuer eingefiihrt werden. Aber wie konnen Sie sich
dann hier hinstellen und sagen, da hitte man den Briten
nachgeben konnen? Das ist eine unfassbare Position, die
Sie hier vertreten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich hitte mir gewiinscht, dass die Briten erkannt hét-
ten, dass ein Teil der Probleme auch durch die de-
regulierten Finanzmairkte entstanden ist und dass wir
deswegen mehr machen miissen. Aber sich an dieses
Rednerpult zu stellen und darauf hinzuweisen, dass noch
nicht gentigend Schritte bei der Regulierung gegangen
worden sind, und dann zu beklagen, dass man den Briten
nicht nachgegeben hat, das ist nicht in Ordnung, um das
einmal klar und deutlich zu sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Jetzt erwarten wir, dass die Briten in diesem Europa mit-
machen.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Man spricht
franzosisch, Herr Kollege!)

Herr Kollege Steinmeier, jetzt haben hoffentlich die
sozialdemokratisch regierten Lander in Europa mitbe-
kommen, wie sie ihren eigenen Kollegen die Leviten le-
sen miissen. Osterreich, Belgien und Dénemark, das sind
Lander, die von Sozialdemokraten regiert werden und
die mitgemacht haben. Soll ich Thnen etwas sagen? Sie
stehen als Einziger abseits, nicht wir. Das ist die Er-
kenntnis nach IThrer heutigen Rede.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Natiirlich kann man abseitsstehen, wenn man in der Op-
position ist; dagegen ist nichts einzuwenden. Aber ich
bitte darum, gerade in einer so wichtigen, zentralen na-
tionalen und europédischen Frage zu erkldren, was anders
hétte gemacht werden sollen. Man muss sich vor allem
iiber eines im Klaren sein — ich war der Meinung, dass
wir das in den letzten Beratungen in diesem Parlament
erreicht hiatten — Wir miissen in dieser fiir Europa, aber
auch fiir die Menschen in unserem Land wichtigen Frage
gemeinsame Positionen vertreten. Aber was ich jetzt von
Thnen hore, hat noch nicht einmal den Hauch einer sach-
lichen Auseinandersetzung. Es handelt sich nur um den
Versuch, durch Dagegensein irgendwie voranzukom-
men. Das ist keine ausreichende Position, Herr Kollege
Steinmeier.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich hoffe, dass wir bei den anstehenden Fragen, die
auf uns zukommen und die Sie angesprochen haben,
zum Beispiel beim ESM, wo es auch auf die Beteiligung
des Parlaments ankommt —

(Dr. Frank-Walter Steinmeier [SPD]: Da haben
Sie doch nicht ein Problem mit der Opposition,
sondern in der Regierung haben Sie das!)

— Herr Steinmeier, lassen Sie mich den Satz zu Ende
sprechen —, zu gemeinsamen Positionen kommen. Ich
hatte bisher den Eindruck, dass wir das miteinander
schaffen. Thren Einwand ,,Da haben Sie doch nicht ein
Problem mit der Opposition” konnte ich fast vollum-
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fanglich unterschreiben. Aber nach dem, was Sie nach
diesem Gipfel, in dessen Umfeld und heute abgeliefert
haben, miissen wir uns schon fragen, ob Sie noch zu der
Aussage stehen, dass wir das miteinander machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wenn dem so ist, dann ist alles in Ordnung. Dann tun wir
dies auch.

Der Gipfel in Briissel hat dazu gefiihrt, dass wir die
notwendigen Verdnderungen durchfithren. Jetzt muss
klar sein: Wir kdmpfen um die Stabilitit des Euro. Das
ist nicht etwas Technisches, sondern da geht es um die
Zukunftschancen von Hunderten Millionen Menschen in
Europa. Wenn wir um die Stabilitit des Euro kdmpfen,
dann miissen diejenigen, die diese Wéhrung haben, nim-
lich die Euro-Zone-Lénder, auch das Notwendige ma-
chen konnen, um Stabilitidt zu erreichen. Da diirfen sie
nicht nachgeben, wenn ein, zwei oder drei sie daran hin-
dern wollen. Das wére nicht in Ordnung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deswegen sagen wir den Briten: Thr habt eine wichtige
Aufgabe in diesem Europa. Dass der Euro stabil bleibt,
ist doch nicht nur eine Frage, die die Euro-Lander be-
trifft. Vielmehr hat David Cameron doch selbst mehrfach
gesagt, dass auch er ein Interesse daran hat, dass dieser
Euro stabil bleibt. Da kann man ihm nur sagen: Dann be-
teilige dich auch an den notwendigen MaBBnahmen! Aber
die Stabilitit des Euro mit einem noch wilder ausufern-
den Finanzmarkt und mit noch mehr durchgefiihrten
Transaktionen in Europa sichern zu wollen, hiele doch,
den Bock zum Girtner zu machen. Das muss den Leuten
in GrofBbritannien doch klargemacht werden kdnnen!
Darum werben wir.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Herr Kollege Steinmeier, ich sage Thnen: Es ist nicht
angebracht, sich an dieses Rednerpult zu stellen und zu
beklagen, warum es nicht gelungen ist, die Briten mit ins
Boot zu nehmen. Vielmehr wire es notwendig, den Bri-
ten zu sagen: lhr habt eine Verantwortung fiir Europa
und fiir den Euro, weil es auch eurer Wéhrung dient.
Also berappelt euch und macht mit! Das ist die Bot-
schaft. Dazu fordern wir die Briten in aller Freundschaft
auf.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deswegen gibt es auch gar keinen Grund, dariiber zu
reden, ob in diesem Europa nicht mehr alle zusammen-
halten. Im Ubrigen haben dies alle anderen auch so ge-
sehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in den
néchsten Monaten werden auf uns die konkreten Bera-
tungen tiber das, was jetzt im Europiischen Stabilisie-
rungsmechanismus ausgearbeitet wird, zukommen. In
diesem Bereich wird es zu volkerrechtlichen Vertrdgen
kommen.

Herr Gysi, an dieser Stelle kann ich nur sagen, dass
ich die Position, dass 25 oder 26 — wie viel es denn auch

sind! — tiber bestimmte Fragen keine Vereinbarung tref-
fen konnen, iiberhaupt nicht teile. Natiirlich kénnen sie
eine Vereinbarung iiber die Regulierungen treffen, die
notwendig sind und die den Euro betreffen. Ich bin hun-
dertprozentig iiberzeugt, dass eine solche Vereinbarung
auch eingehalten wird und dass wir deswegen mit die-
sem Vertrag vorankommen.

Wir miissen dann aber — weil es nicht um ein Gesetz,
sondern um ein Ratifizierungsverfahren zu einem vol-
kerrechtlichen Vertrag geht — iiberlegen, wie wir im Rah-
men dieser Verhandlungen unsere Position einbringen
konnen und wie wir uns als Deutscher Bundestag an die-
sem Verfahren beteiligen konnen. Bisher ist es bei Rati-
fizierungen so, dass ein Vertrag ausgehandelt und vorge-
legt wird und dass dann im Bundestag mit Ja oder mit
Nein abzustimmen ist. Aber wir wollen an diesen Din-
gen, weil sie auch haushaltsrechtlich bedeutsam sind,
von Anfang an beteiligt werden. Deshalb bitten wir die
Bundesregierung darum, mit uns zu iiberlegen, wie wir
dieses Verfahren so gestalten konnen, dass wir den Deut-
schen Bundestag auf dem Weg zu den vertraglichen An-
derungen und Notwendigkeiten beteiligen konnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Natiirlich ist klar, dass es nicht nur darum geht, zu re-
gulieren und Haushaltsdefizite zuriickzufiihren, sondern
auch darum, Wachstumsperspektiven zu entwickeln. Ge-
nau das tun wir. Wir sind jetzt in einer Phase, in der in
Deutschland die Wirtschaft gut liuft. Im Ubrigen haben
wir am Ende dieses Jahres allen Grund, dankbar auf die-
ses Jahr zu schauen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

In einer groBartigen Gemeinschaftsleistung haben Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer und vor allem mit-
telstdndische Unternehmer etwas GrofBartiges geschaf-
fen, und es ist auch die richtige Politik gemacht worden.
Wir haben in diesem Land doch etwas erreicht, indem
wir zusammengestanden sind. Diese Botschaft, die den
Menschen Mut macht, muss am Ende eines Jahres auch
einmal formuliert werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Sie haben sich an vielem nicht beteiligt, obwohl Sie es
hitten machen konnen. Erst unser Erfolg fithrt doch
dazu, dass wir stark genug sind, um in Europa zu helfen.
Das Deutschland aus den Jahren der rot-griinen Koali-
tion hitte gar nicht die Kraft gehabt, in Europa die not-
wendige Hilfe zu geben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deswegen sind Konsolidierung und ein Zuriickfahren
der Schulden notwendig; das ist das beste Wachstums-
programm in unserer heutigen Zeit — und nicht immer
obendrauf noch neue, noch zusitzliche Schulden ma-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)
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Wir sollten diejenigen nicht vergessen — um es einmal
sehr vorsichtig zu formulieren —, die einen gewaltigen
Anteil daran haben, dass dieses Wachstum entsteht.
Wenn ich mir die Beschliisse vor allem des SPD-Partei-
tages anschaue, kann ich nur sagen: Das ist ein Pro-
gramm zur Vertreibung von Leistungstrigern, aber nicht
ein Programm zur Unterstiitzung von Leistungstrigern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Schauen Sie sich doch die Lander Spanien und Grie-
chenland an. Dort sind diejenigen, die Leistung erbrin-
gen konnten, sollten und wollten, gar nicht mehr da.

(Widerspruch bei der SPD)

Wir wollen, dass diejenigen, die Leistung in diesem
Land erbringen, sich durch Steuern an der Finanzierung
der Staatsaufgaben beteiligen, aber wir wollen sie nicht
vertreiben und ihre Leistungsbereitschaft beeintrachti-
gen. Das ist Politik fiir Wachstum und Wohlstand,

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

aber nicht Thre von sozialistischen Gedanken geprigte
Abkassierpolitik. Herr Gysi, Sie haben GroBbritannien
angesprochen. Sie konnen sich doch nicht hier hinstellen
und sagen, man miisse auf GroBbritannien Riicksicht
nehmen, und zur gleichen Zeit von der Verstaatlichung
der Banken sprechen. Sie miissen die Gedanken in Threm
Kopf besser sortieren. Das alles passt nicht zusammen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn ich mir das alles anschaue, kann ich nur sagen:
Gott sei Dank ist es in dieser schwierigen Situation eine
von der Koalition aus CDU/CSU und FDP getragene
Bundesregierung,

(Lachen bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN - Jiirgen Trittin [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Das glauben Sie doch
selber nicht! — Christian Lange [Backnang]
[SPD]: Guter Witz zum Schluss!)

die erfolgreich in Europa verhandelt.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Der Kollege Jiirgen Trittin hat das Wort fiir Biindnis 90/
Die Griinen.

Jiirgen Trittin (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Lieber
Kollege Kauder, bei Threm letzten Satz fallt mir ein: Du
sollst nicht falsch Zeugnis ablegen. Denken Sie einmal
dartiber nach.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wider deinen Nichsten! — Gegenrufe
von der CDU/CSU: Oh!)

Es kann nicht auf der einen Seite — das zeigt doch die
europapolitische Geisterfahrt dieser Koalition — der Chef
der einen Regierungsfraktion zu Recht dafiir werben,
dass Grof3britannien zu diesem gemeinsamen Europa ge-

hort, wahrend der Vorsitzende der anderen Regierungs-
fraktion die Briten hier 6ffentlich als Rabattjager denun-
ziert. Diese Aussagen zeugen von der europapolitischen
Geisterfahrt dieser Koalition.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Sie tun mir leid, Herr Rosler, und man kann langsam
Mitleid mit Thnen bekommen. Nicht, weil Sie jetzt nicht
mehr Christian Lindner, sondern nur noch Butter-
Lindner haben

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: Oh!)

— ich wollte mich einmal auf das Niveau von Herrn
Briiderle begeben —, sondern weil Sie hier an dieser
Stelle erkldrt haben, Herr Briiderle diirfe nicht mehr auf
Threm Dreikdnigstreffen reden. Interessant.

(Otto Fricke [FDP]: Hallo! Europadebatte!)

Aber hier darf er reden. Da Sie, Herr Briiderle, hier re-
den diirfen, hétten wir gerne einmal von Thnen gehort,
was mit den wahrscheinlich 16 000 FDP-Mitgliedern ist,
die der Auffassung sind, dass man das, was die Kanzle-
rin gerade verhandelt hat, ndmlich ein frithzeitiges In-
krafttreten des Europidischen Stabilisierungsmechanis-
mus, rundweg ablehnen sollte. Ich hétte mir gewiinscht,
dass Sie mit diesen Menschen eine politische Auseinan-
dersetzung gefiihrt hatten, anstatt dass Sie hier regelma-
Big solche pfalzischen, genuschelten Biittenreden ablie-
fern.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Ansonsten war es so wie immer: markige Erklérun-
gen vor dem Gipfel, windelweiche Beschliisse auf dem
Gipfel. Sie lassen schreiben, es werde jetzt gespart, bis
es quietsche; das Ergebnis ist aber spétestens seit
Montag bekannt. Man kdnnte bose sein und sagen, das
Gipfelergebnis sei Kése. Ich fiirchte, es ist nur Analog-
kise, also Pflanzenfett und irgendwelche Eiweifle. Die
Mairkte haben eine Antwort gegeben. Die Zinsen fiir Ita-
lien liegen wieder bei iiber 7 Prozent. Das Vertrauen, das
Sie schaffen wollten, haben Sie mit den Gipfelbeschliis-
sen gerade einmal fiir ein Wochenende herstellen kon-
nen. Seitdem ist der Kater wie nach einer durchzechten
Nacht wieder da. Die Wahrheit ist: Die EU-Kommission
muss Sie darauf hinweisen, dass Gemeinschaftsrecht
Vorrang vor intergouvernementalen Vereinbarungen hat.

Sie haben nichts iiber die Diskussionen in Finnland
tiber den Vertrag der 26 gesagt, wo man erkldrt: Dafiir
gibt es keine Mehrheit. — Ich hétte es sehr interessant ge-
funden, Frau Bundeskanzlerin, wenn Sie hier einmal ei-
nen Satz zur Ankiindigung der franzdsischen Sozialisten
gesagt hitten — sie braucht Herr Sarkozy namlich, um
diesen Vertrag, der eine Verfassungsinderung erfordert,
durchzubringen —, jenen Sozialisten, die im Senat die
Mehrheit haben und die gesagt haben, dass sie dem nicht
zustimmen wollen. Wie wollen Sie mit diesem Problem
umgehen? Das wire eine Regierungserkldrung wert ge-
wesen, Frau Bundeskanzlerin.
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(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Aber so bleibt doch nur eine Feststellung. Es ist viel
iiber ,,Merkozy* geschrieben worden. Ich will ja gerne
konzedieren, dass der Kopf von ,,Merkozy* Sie sind.
Aber wenn in Frankreich nicht ratifiziert wird, dann ist
»,Merkozy* ein Wesen ohne Unterleib.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN und der SPD)

Zur Debatte iiber die Umwegfinanzierung, also da-
rilber, das EZB-Geld iiber den IWF zu schleusen. Dazu
haben die Amerikaner gesagt, sie werden es nicht mit-
machen. Ich hétte mir von Thnen gewiinscht, dass Sie
hier sagen, was das fiir uns heiit: dass das Risiko fiir die
EFSF-Anleihen wéchst, dass die Hebelung schwieriger
wird. Warum? Weil die zusétzlichen IWF-Mittel, wenn
sie denn kommen, Vorrang vor unseren Mitteln haben.
Damit gibt es ein erhdhtes Risiko fiir den Bundeshaus-
halt. Deswegen muss das hier diskutiert, deswegen muss
das hier entschieden werden. Denn: Parlamente sind
nicht zum Zuschauen da, sondern zum Entscheiden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Ich finde, das eigentliche Problem dieses Gipfels ist
wahrscheinlich gar nicht einmal, was beschlossen wor-
den ist; denn das ist so zahnlos, dass man sich dariiber
kaum ereifern kann. Das, was nicht beschlossen worden
ist, ist das Entscheidende. Sie haben keine Beschliisse
gefasst, die die aktuelle Krise tatsdchlich einddmmen.
Sie haben es bis heute nicht geschafft, eine Firewall zu
errichten, die nach dem Schuldenschnitt fiir Griechen-
land verhindert, dass die Spekulation auf andere Staaten
iibergreift. Das hat etwas mit ideologischen Scheuklap-
pen zu tun. Die rechte Seite dieses Hauses jubelt immer,
wenn man sich gegen Euro-Bonds ausspricht. Sie ver-
schweigen immer, dass schon in der EZB fiir gro3e Sum-
men gehaftet werden muss. Meine Damen und Herren,
vielleicht sollten Sie, also die Bayern unter den Unionis-
ten — die CSU ist ja immer erst bayerisch und dann sub-
sididr —, einmal dariiber nachdenken, dass selbst jemand
wie Dr. Edmund Stoiber heute der Auffassung ist: Eine
Losung dieser Krise gibt es nur mit europédischen Staats-
anleihen. — Herr Stoiber spricht sich fiir Euro-Bonds aus.
Meine Damen und Herren, Herr Stoiber hat recht. Ich
hétte nie geglaubt, dass mir dieser Satz jemals iiber die
Lippen gehen wird.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Aber das eigentliche Problem sind nicht die ideologi-
schen Scheuklappen, die Sie haben; das eigentliche Pro-
blem ist, dass Sie eine falsche Krisenursache identifiziert
haben. Dazu setzen Sie Staatsschuldenkrise mit Ausga-
benwillkiir und unsolider Haushaltspolitik gleich. Genau
das ist die falsche Analyse dieser Krise.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Diese Krise in Griechenland ist durch eine falsche
Staatsausgabenpolitik hervorgerufen worden. Richtig;
niemand widerspricht dem. Es waren auch Konservative,
die das gemacht haben.

(Dr. Gregor Gysi [DIE LINKE]: Genau!)

Diese Krise ist ausgeldst worden auch in Staaten wie Ir-
land und Spanien mit einer vorbildlichen Haushaltsfiih-
rung, einer deutlich besseren Haushaltsfiihrung als zum
Beispiel hier in Deutschland. Warum? Weil diese Staaten
Schulden von Privaten, Schulden von Banken, Schulden
von privaten Haushalten, verstaatlichen mussten, weil
sie sonst in eine noch grofere Krise geraten wiren.
Wenn es richtig ist, dass es einen Zusammenhang zwi-
schen der Finanzkrise und der Staatsschuldenkrise gibt,
dann werden Sie dieser Krise nicht allein damit beikom-
men, dass Sie staatliche Ausgaben kiirzen. Sie miissen
an die Ursachen dieser Krise herangehen; sonst kommen
Sie aus ihr nicht heraus.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Sie haben gesagt, da komme man nicht nur mit Spa-
ren, sondern auch mit Wachstum heraus. Ja, dann
schauen Sie sich doch die Zahlen an! Die Prognosen fiir
die Euro-Zone schen fiir nichstes Jahr ein Wachstum
von minus 1 Prozent vor — so die OECD —, fiir Italien ein
Negativwachstum von 2 Prozent. Das heil3t, Italien ist
weit davon entfernt, eine Chance zu haben, sich in ir-
gendeiner Weise so zu finanzieren, dass es neue Kredite
in Héhe von 300 Milliarden Euro zu ertrdglichen Kondi-
tionen bekommt. Dagegen kann man nicht ansparen. Das
wird Thnen Herr Monti auch nicht anders gesagt haben.

Wenn Sie in einer Situation des Negativwachstums
zusidtzliche Sparauflagen fiir Staaten verordnen, dann
kiirzen diese auch in den Bereichen, in denen Investitio-
nen zur Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit heute
zwingend erforderlich sind. Anders gesagt: Ihr Kurs,
Frau Bundeskanzlerin, fiihrt nicht nur zu nicht mehr
Wachstum, Thr Kurs wiirgt das Wachstum in Europa ab.
Es verldngert die Krise, es verschlimmert die Krise. Das
ist das Problem.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Zuruf von
der CDU/CSU: Quatsch!)

Aus dieser Krise fiihrt kein intergouvernementaler
Weg heraus. Wir brauchen gemeinsame starke europdi-
sche Institutionen. Wir miissen die Steuer-, die Wirt-
schafts- und die Fiskalpolitik miteinander verkniipfen.
Das geht nicht in einem intergouvernementalen Vertrag.

Sie haben dann gesagt, Sie seien dafiir, dass das Euro-
paparlament hier eine Rolle spielt und auch Beobachter
entsenden darf.

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Beobachterparlament! — Fritz
Kuhn [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Ab-
surd!)
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Jiirgen Trittin

Frau Bundeskanzlerin, Parlamente, auch das Europapar-
lament, sind keine Beobachterkommission. Parlamente
machen Gesetze, sie sind Ausdruck des Willens des Vol-
kes, und sie kontrollieren die Regierung. Das ist Demo-
kratie, und das brauchen wir in Europa.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sie haben sich erlaubt, hier zu sagen, mit dem jetzt
Beschlossenen hitten wir einen groflen Schritt hin zu ei-
ner Stabilitdtsunion getan.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Richtig! — Norbert
Barthle [CDU/CSU]: Richtig!)

Wer anfingt, aufgrund einer Identifizierung der falschen
Krisenursache in Europa das Wachstum kaputtzusparen,
der wird Folgendes erleben:

(Zuruf von der FDP: Sie wollen doch kein
Wachstum!)

ein Europa, in dem massenhaft junge Leute arbeitslos
sind. Ein Europa der Massenarbeitslosigkeit ist aber
keine Stabilitdtsunion. Dieses Europa fliegt auseinander.
Dagegen haben Sie nichts getan.

Deswegen sage ich Thnen: Jedes Tief hat einen Na-
men. Das nichste wirtschaftliche Tief, das auf uns zu-
kommt, hat den Namen

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Trittin! — Zuruf
von der FDP: Jiirgen!)

»Angela“. Leider wird es noch iiber Europa liegen, wenn
Sie nicht mehr Kanzlerin sind.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Wider-
spruch bei der CDU/CSU — Volker Kauder
[CDU/CSU]: War das ein Gewitter-Jiirgen!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Der Kollege Dr. Werner Hoyer hat jetzt das Wort fiir
die Bundesregierung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswartigen
Amt:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch ich begliickwiinsche die Bundeskanzlerin zu ihrem
Erfolg beim Europiischen Rat.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU — Zuruf von der SPD: Aber, Herr
Hoyer!)

Wir haben die Chance, unsere Wéhrung fiir die
schweren Zeiten, die kommen werden, sturmfest zu ma-
chen. Wir haben dariiber hinaus die Chance, die politi-
sche Union voranzutreiben. Es ist ja zu Recht gesagt
worden, dass wir hier einen Riickstand aufholen miissen,
weil zu Zeiten des Vertrages von Maastricht die politi-
sche Union, die wir damals gewollt haben, noch nicht
moglich war. Es lag von vornherein in der Logik des

Prozesses, zu sagen: Wenn wir mit der Wéhrungs- und
Wirtschaftsunion anfangen, dann wird ein Druck aufge-
baut werden, die politische Union folgen zu lassen. —
Genau in der Situation sind wir jetzt. Deswegen miissen
wir diese Erwartung bzw. diese Verpflichtung, iiber die
uns Helmut Kohl, Hans-Dietrich Genscher, Theo Waigel
immer aufgeklért haben, jetzt auch erfiillen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Rainer Briiderle hat fiir die Fraktion der FDP begriin-
det, warum wir mit dem, was verhandelt worden ist,
zufrieden sind. Ich mochte hier einen anderen Akzent
setzen. Ich glaube, wir fiihren endlich eine ehrliche poli-
tische Debatte {iber Europa. Sie hat eigentlich iiber Jahr-
zehnte gefehlt. Das war ein Elitenthema.

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann
[SPD])

Jetzt fiihren wir diese Debatte. Wir diirfen sie aber nicht
nur iiber Geld, Wahrung und Wirtschaft fithren. Europa
ist eben sehr viel mehr.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der SPD und des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Wir haben eine grofartige Erbschaft von unseren Vor-
gingern iibernommen. Europa — das steht zunéchst ein-
mal fiir Werte, fiir Haltungen, fiir Lebensweise, fiir Kul-
tur. Dieses Europa manifestiert sich auf unserem
Kontinent mittlerweile praktisch tiberall in einer Prioritét
fiir die Wiirde des einzelnen Menschen, in Toleranz, in
Rechtsstaatlichkeit, in Demokratie — im Grunde die
Friichte der Aufklarung. Und das miissen wir eben auch
leben und verteidigen.

Deswegen miissen wir uns auch einmischen. Deswe-
gen sind Fragen der nationalen Souverénitdt heute doch
etwas anders zu bewerten, als das vielleicht vor 50 Jah-
ren noch der Fall war, wenn plotzlich Pressefreiheit ge-
fahrdet ist, wenn Reisefreiheit eingeschrinkt ist oder
wenn wir nicht gemeinsam die Informationen sammeln,
die wir brauchen, um Urteile zu fillen iiber das, was in
Europa 6konomisch zu geschehen hat.

Die europiische Integrationsgeschichte hat uns ein un-
geahntes MaB an Freiheit, an Frieden und an Wohlstand
gebracht. Das wird heute alles fiir selbstversténdlich ge-
nommen; das wissen wir alle aus unseren politischen Ver-
anstaltungen. Damit lockt man erstaunlicherweise keinen
hinter dem Ofen hervor, obwohl es so wichtig und so be-
wahrenswert ist.

Wir brauchen also eine Projektion dieses europdi-
schen Gedankens in die Zukunft. Ich denke, es liegt auf
der Hand, wie wir argumentieren miissen: mit der
Selbstbehauptung der Europder in der Globalisierung.
Das wird die Herausforderung der nédchsten Jahre sein.
Das ist dann auch nicht nur ein dkonomisches Thema,
sondern auch ein Wertethema, ein Wissensthema, ein In-
novationsthema, ein Thema, das am Ende mit Wohlstand
zu tun hat, der ndmlich akut gefdhrdet ist, wenn wir die-
ser Herausforderung nicht gerecht werden.
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Staatsminister Dr. Werner Hoyer

Deswegen wundere ich mich manchmal, dass wir De-
batten fiihren, als konnte man zur Globalisierung Ja oder
Nein sagen. Man kann — da sie kommt und schon da ist —
nur versuchen, sie mitzugestalten. Das wird keines unse-
rer europdischen Partnerldnder — nicht unsere franzosi-
schen Freunde, die ich herzlich begriifie, und auch nicht
wir Deutschen — alleine gestalten.

Wenn wir in der Gemeinschaft der Volker dieser Welt
etwas bewegen wollen, dann miissen wir es gemeinsam
anpacken. Dann muss man Mut haben zum politischen
Europa; dann muss man auch Mut haben zur Gemein-
schaftsmethode.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD
und dem BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich glaube, dass es viele Punkte gibt, bei denen man
feststellen muss: Europa macht zu viel. All die Fragen
von Uberbiirokratisierung sind mir voll bewusst. Da
kann man doch das eine oder andere zuriickdrehen. Aber
dort, wo im klassischen, im Hallsteinschen Sinne die eu-
ropéischen Institutionen — zum Beispiel die Kommission
als Hiiterin der Vertrige — gefragt sind, da miissen wir
ihnen den entsprechenden Raum geben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, Qer SPD und des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Sie sind im Zweifel der bessere Hiiter des Gemein-
schaftsgedankens, als wir es sein konnen, die wir haufig
in nationalen Interessen denken miissen. Deswegen:
Mehr Mut zu mehr Europa.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen,
wenn die Dinge so laufen, wie sich das gegenwirtig ab-
zeichnet, dann konnte das meine letzte Rede im Deut-
schen Bundestag gewesen sein.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Schade! —
Zuruf vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Schade!)

Ich gehe am Freitagnachmittag mit gemischten Gefiihlen
durch die Tiir dort hinten, aber mit groler Dankbarkeit
fiir das, was war, und mit groer Vorfreude auf das, was
sein wird. Ich habe 25 Jahre lang das schonste Amt
wahrgenommen, das der Souverdn uns gibt: das des
freien Abgeordneten. Sie werden es weiter wahrnehmen.
Ich wiinsche Thnen dafiir Gliick, Erfolg und Gottes Se-
gen.

Frau Présidentin, ich melde mich ab.

(Beifall im ganzen Hause — Abgeordnete aller
Fraktionen gratulieren Dr. Werner Hoyer)

Vizepréasidentin Katrin Géring-Eckardt:

Lieber Herr Kollege Hoyer, Wenn-dann-Reden soll
man in der Politik nicht halten. Nichtsdestotrotz will ich
Thnen — jenseits der Formalien, die sich noch entschei-
den miissen — sagen: Wir kennen Sie hier im Bundestag
seit 1987. Sie sind ein Herzensparlamentarier; das haben
wir, glaube ich, eben noch einmal gehort.

Die Kolleginnen und Kollegen, die mit Ihnen zusam-
menarbeiten, schitzen Sie fiir Thre kundige Zusammen-
arbeit, fiir die Kompetenz, aber auch die Kollegialitét.
Ich sage einfach: Bis hierhin herzlichen Dank fiir all das,
und — wenn wir keine weitere Gelegenheit haben, das
hier zu tun — schon jetzt: Viel Erfolg und Gottes Segen
fiir Thren Weg.

(Beifall)

Der Kollege Axel Schéfer hat jetzt fiir die SPD-Frak-
tion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Axel Schafer (Bochum) (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Kollege Kauder hat empfohlen, man solle auch sei-
nen sozialdemokratischen Parteifreunden in Europa mal
die Leviten lesen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Das habe ich
doch gar nicht gesagt! Ich habe doch genau
das Gegenteil gesagt!)

Kollege Kauder, als Christ wissen Sie doch:

Was siehst du aber den Splitter in deines Bruders
Auge, und wirst nicht gewahr des Balkens in dei-
nem Auge?

Wann haben Sie an dieser Stelle jemals einer christde-
mokratischen Regierung in Ungarn die Leviten gelesen,
als es um die Beschddigung der Demokratie, die Ein-
schrinkung der Meinungsfreiheit ging?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN - Volker Kauder [CDU/CSU]:
Ich habe doch gerade das Gegenteil gesagt!
Die anderen sollen sie Thnen lesen!)

Wann haben Sie in diesem Hause jemals einer christde-
mokratischen Regierung in Italien die Leviten gelesen,
als es um die Gefdhrdung des gesamten Rechtsstaates
und der politischen Kultur in Europa ging?

(Beifall bei der SPD)

Wann haben Sie hier jemals einem christdemokratischen
Regierungschef aus Osterreich, den Niederlanden oder
von anderswo die Leviten gelesen, der sich mit Koalitio-
nen und Optionen mit Rechtspopulisten an der Macht
halt? Wann haben Sie das als Européder jemals getan? Sie
haben es hier in diesem Hause nicht getan.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn man ehrlich
iber Gipfelergebnisse redet, muss man damit anfangen
und sagen: Ja, am Anfang des Jahres haben wir tiber Ret-
tungsschirme mit einem Umfang von 620 Milliarden
Euro geredet; jetzt liegen die Schitzungen bei 1,6 Billio-
nen Euro. — Auch das gehort zur Ehrlichkeit. Wenn man
hier auf der Regierungsseite einmal ehrlich argumentie-
ren wollte, dann miisste man die Debatte immer mit den
Worten beginnen: Ja, wir haben uns seit Mai 2010 geirrt;
wir hatten Fehleinschitzungen, und wir haben uns im-
mer und immer wieder korrigieren miissen. — Dies haben
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Axel Schifer (Bochum)

wir von Thnen an dieser Stelle, hier im Deutschen Bun-
destag, niemals gehort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Volker
Kauder [CDU/CSU]: Weil es nicht wahr ist!)

Wir haben vor diesem Gipfel aber etwas anderes er-
lebt: Herr Van Rompuy, der den Auftrag hatte, Vor-
schldge zu machen, wurde aus Kreisen der Bundesregie-
rung, wie es unwidersprochen zitiert worden ist, mit den
Worten kritisiert: Wir lassen uns keine Briisseler Trick-
sereien bieten. — Genau das, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von CDU/CSU und FDP, ist es halt. Wenn man auf
der einen Seite sagt: ,,Wir wollen mehr gemeinsames
Europa®, und auf der anderen Seite diejenigen, die auch
als Institution fiir mehr gemeinsames Europa stehen,
schon vorher beschdmt und beschédigt, kann man nicht
damit rechnen, dass man hinterher gemeinsame europai-
sche Uberzeugungen in dieser Gemeinschaft erreichen
kann.

Ich glaube, das, was die Kanzlerin nicht gesagt hat, ist
fiir viele Kolleginnen und Kollegen aus den Regierungs-
parteien wichtig; aber leider diskutieren Sie das hier
nicht, weil Sie manchmal glauben, IThre europiischen
Uberzeugungen durch stramme Haltung ersetzen zu
miissen. Auch Sie miissten doch eigentlich diskutieren,
dass wir viel schérfere Regelungen bei Finanzmarktpro-
dukten brauchen, gerade bei denen, die die Ratingagen-
turen als etwas Besonderes bewertet haben und die dann
— das hat auch ein CDU-Politiker einmal formuliert — zu
Massenvernichtungswaffen wurden. An dieser Stelle
kommt von Thnen nichts.

Es kommt von Thnen auch keine kritische Anmerkung,
dass die Finanztransaktionsteuer notwendig ist, dass man
hier in Europa vorangehen muss — sei es auch nur mit
17 Landern — und dies auf dem néchsten Gipfel ein wich-
tiges Thema sein muss. Es kommt auch nichts zu dem
Punkt, der fiir uns alle so wichtig ist: Wir benétigen in Eu-
ropa unbedingt so etwas wie einen Ausbildungspakt, weil
wir uns den Skandal der Jugendarbeitslosigkeit, der nicht
nur eine Gefdhrdung der Zukunftsperspektiven, sondern
auch der zukiinftigen Demokratie ist, nicht leisten kon-
nen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN)

Wenn man schon einfordert — da sind wir uns im
Hause alle einig —, in Europa etwas vertraglich zu regeln,
und es Probleme gibt, dann muss man die parlamentari-
sche Beteiligung hier in diesem Haus, in allen nationalen
Parlamenten und im Européischen Parlament ernsthaft
und bewusst von Anfang an so gestalten, dass der Bun-
destag, zum Teil auch der Bundesrat, so einbezogen
wird, dass er iiber alle Regelungen, die getroffen werden
und iiber die am Schluss im Bundestag entschieden wird,
wie iiber ein richtiges europdisches Vorhaben diskutiert,
nicht wie bei einem internationalen Vertrag, bei dem es
am Ende nur noch heif3t: ,,Friss, Vogel, oder stirb!“, wir
aber keinen Einfluss beim Zustandekommen haben. Die-
sen Einfluss, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
Regierung, werden wir und, ich glaube, auch die Kolle-

ginnen und Kollegen von den Griinen und der Linkspar-
tei von jetzt an Tag fiir Tag einfordern; denn das ist die
Demokratie in Europa, die wir hier im Deutschen Bun-
destag praktizieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN — Volker Kauder [CDU/CSU]J:
Das habe ich doch gesagt!)

Bitte passen Sie auf bei falschen historischen Bildern.
Der Vorsitzende der FDP-Fraktion hat das Gipfelergeb-
nis das Ergebnis einer ,,Belle Alliance genannt. ,,Belle
Alliance* ist seit 1815 die Ubersetzung fiir Waterloo, die
historische Niederlage von Napoleon gegen die Verbiin-
deten. Ich glaube, er hat damit unbewusst das ausge-
driickt, worum es jetzt geht.

(Jirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das heifit, Herrn Briiderle zu iiber-
schitzen!)

Wir stehen vor einem Waterloo der FDP in der Europa-
politik. — Vielen Dank, Herr Briiderle!

(Beifall bei der SPD und der LINKEN -
Renate Kiinast [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Hoffentlich!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Herr Kauder, bitte, eine Kurzintervention.

Volker Kauder (CDU/CSU):

Herr Kollege Schifer, ich wiirde Sie bitten, dass Sie
das Protokoll vielleicht einmal nachlesen; dort kénnen
Sie sich meine Rede genau anschauen. Ich habe das
glatte Gegenteil von dem verlangt, was Sie gesagt haben.
Ich habe nédmlich nicht gesagt, dass Sie Thren sozialde-
mokratisch oder sozialistisch gefiihrten Regierungen in
Europa die Leviten lesen sollen, sondern dass Sie sich an
ihnen orientieren sollen. Genau das habe ich gesagt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das haben Sie glatt missverstanden. Sie miissen die
Schranken aus Threm Kopf bekommen. Ich habe wort-
lich gesagt: Schauen Sie sich Osterreich — gefiihrt von
Threr Parteifamilie —, Ddnemark und Belgien — ebenfalls
von lhrer Parteifamilie gefiihrt — an. Die haben dem Er-
gebnis zugestimmt und es grofartig gefunden; Sie haben
es kritisiert. Deswegen habe ich gesagt: Orientieren Sie
sich einmal an denen. Sie sollten ihnen nicht die Leviten
lesen — machen Sie das am besten in Threr eigenen
Truppe —, sondern sich an ihnen orientieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP — Fritz Kuhn [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Ihre Rede zu lesen, ist eine
Zumutung! — Gegenruf des Abg. Volker
Kauder [CDU/CSU]: Es erfordert ein bisschen
Konzentration und Verstand, das gebe ich zu!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Herr Schifer, bitte.
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Axel Schifer (Bochum) (SPD):

Kollege Kauder, ich bedauere es sehr, dass Sie nicht
einmal heute diese Gelegenheit genutzt haben, zu sagen,
dass Sie das, was andere Christdemokraten in Europa
—ich hétte noch die griechische Opposition hinzufiigen
konnen — in den letzten Jahren an antieuropdischer Poli-
tik gemacht haben, als deutscher Christdemokrat nicht
teilen. So viel Uberzeugung hiitte ich Thnen schon zuge-
traut, aber leider, leider haben Sie diesen Mut hier nicht
gefunden.

(Beifall bei der SPD — Volker Kauder [CDU/
CSUJ: Oje! Gott sei Dank ist er nicht mehr in
der Schule, sondern hier! Die armen Schiiler!)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Der Kollege Thomas Silberhorn hat das Wort fiir die
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Von dem letzten européischen Gipfel gehen einige klare
Botschaften aus.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Ja, das ist
wabhr!)

Die erste Botschaft lautet: Wir machen die Politik. Die
Regierungen und die Parlamente setzen die Rahmenbe-
dingungen fiir das Wirtschaften und nicht Ratingagentu-
ren oder irgendwelche Investoren. Das Heft des Han-
delns liegt in den Hénden der Politik, und das wird auch
so bleiben.

(Beifall der Abg. Volker Kauder [CDU/CSU]
und Dr. Michael Meister [CDU/CSU])

Das sollten sich all diejenigen hinter die Ohren schrei-
ben, die glauben, gegen ganze Staaten oder Volkswirt-
schaften wetten zu miissen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Alexander Ulrich
[DIE LINKE]: Herr Silberhorn, Sie wissen es
doch besser!)

Die zweite Botschaft dieses Gipfels lautet: Die Schul-
denparty ist beendet. Es gibt jetzt Haushaltsdisziplin fiir
alle. Deswegen ist es ein Erfolg, dass jetzt iiberall auf na-
tionaler Ebene Schuldenbremsen eingefiihrt werden. Es
ist ein Erfolg, dass das Defizitverfahren weiter automati-
siert wird. Die Verschérfung des Stabilitéts- und Wachs-
tumspaktes ist gewissermaflen eine Riickkehr zu den
Waurzeln der Wirtschafts- und Wahrungsunion. Die Ver-
stofe gegen den Stabilitdtspakt miissen der Vergangen-
heit angehoren.

Deswegen lautet die dritte Botschaft dieses Gipfels:
Vertriage sind einzuhalten. Vertragstreue ist eine Voraus-
setzung fiir unsere Glaubwiirdigkeit in der Krise. Nach-
dem die Europidische Union als Rechtsgemeinschaft
stark geworden ist, geht es jetzt darum, dass wir an diese
Stiarke ankniipfen, indem wir zur Vertragstreue zuriick-
kehren. Deswegen ist dieses Ergebnis ein ,,Maastricht

plus® und damit der richtige Kurs zur Stabilisierung un-
serer gemeinsamen Wahrung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Der europdische Gipfel hat auch mit dem viel er-
reicht, was nicht beschlossen worden ist. Es sind keine
Euro-Bonds beschlossen worden, es gibt keine Bankli-
zenz fiir den Rettungsschirm, und es gibt keine Lizenz
zum Gelddrucken fiir die Europdische Zentralbank.
Nichts von alledem, was SPD und Griine wollen, hat die-
ser Gipfel beschlossen. Man muss sich das auf der
Zunge zergehen lassen: So offensiv, wie Sie gerade un-
mittelbar vor dem Gipfel fiir eine Vergemeinschaftung
der Schulden plddiert haben, und so offensiv, wie Sie das
Konzept verfolgen, alte Schulden mit immer noch mehr
neuen Schulden zu bekdmpfen — das kann nicht gelin-
gen.

Sie miissen sich die Frage gefallen lassen: Wessen
Geschift besorgen Sie eigentlich? Im Interesse unseres
Landes lag diese Position ganz sicher nicht. Im europai-
schen Interesse lag sie auch nicht; denn die 26 Mitglied-
staaten haben auf diesem Gipfel das glatte Gegenteil von
dem beschlossen, was Sie wollen. Das ist eine gute
Nachricht fiir Deutschland und fiir Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die Vergemeinschaftung von Schulden gefihrdet das
Kreditrating der Euro-Staaten. Das war sicherlich ein
Grund, weshalb Frankreich, Italien und andere gar kein
Interesse daran haben konnten, durch Euro-Bonds ihre
eigene Bonitdt aufs Spiel zu setzen. Eine Vergemein-
schaftung der Schulden verteuert die Kredite fiir alle,
und sie beschéddigt das Vertrauen in die Haushaltsdiszi-
plin. Deswegen sagen wir Nein zu einer Schuldenunion
und Ja zu Eigenverantwortung, was Haushaltsdisziplin
und Wettbewerbsfihigkeit der Lander betrifft.

Wenn wir von FEigenverantwortung reden, gehort
dazu auch, dass wir die Marktkréifte nutzen und wir die
Disziplinierung der Staaten durch die Mérkte zulassen.
Deswegen ist es so wichtig, dass es risikoaddquate Zin-
sen gibt. Die einheitlichen Zinsen in der Wéahrungsunion
sind doch Gift gewesen. Sie waren eine Ursache fiir die
Staatsschuldenkrise, in der wir heute stecken. Erwiese-
nermallen wirken sie destabilisierend. Deswegen miissen
wir zur Transparenz zuriickkehren und unterschiedliche,
namlich risikoadidquate, Zinssdtze zulassen. Das ist der
starkste Anreiz zur Haushaltsdisziplin.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn heute beispielsweise von Italien {iber 7 Prozent
an Zinsen verlangt werden, muss unsere Antwort sein:
Ja, und? So ist es jetzt. Das kostet es jetzt. — Wer diese
hohen Zinssétze vermeiden will, darf nicht an Verlage-
rung der Schulden auf Dritte denken, sondern muss im
eigenen Haus fiir Ordnung sorgen und Haushaltsdiszi-
plin einkehren lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr verechrten Damen und Herren, Marktkréfte
zu nutzen, bedeutet auch, dass sich die iibrigen Markt-
teilnehmer der Disziplinierung durch die Markte unter-
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werfen miissen. Dazu gehdrt nach meiner Auffassung
nach wie vor die Glaubigerbeteiligung. Sie ist durch die
Gipfelbeschliisse nicht abgeschafft worden. Es gibt nicht
nur weiterhin diese Collective Action Clauses, sondern
es soll eine Glaubigerbeteiligung im Rahmen des Inter-
nationalen Wihrungsfonds stattfinden. Der hat dafiir
keine theoretischen Regeln, aber er wendet praktisch
Glaubigerbeteiligung an. Das geht durchaus weit iiber
das hinaus, was in dem bisherigen Vertragsentwurf fiir
den Europiischen Stabilitdtsmechanismus steht. Darin
ist nur die Rede davon, dass ein Schuldnerland Verhand-
lungen aufnehmen und aktiv Einsatz zeigen soll. Es
muss bei einer Glaubigerbeteiligung in geordnetem Rah-
men bleiben.

Ein Drittes gehort dazu, Marktkréfte zu nutzen. Wir
miissen auch die Regulierung der Finanzmérkte weiter
betreiben und die Disziplinierung der Mérkte selbst ver-
stirken. Dazu gehoren die Finanztransaktionsteuer und
eine stirkere Eigenkapitalausstattung der Finanzinsti-
tute, die auf den Weg gebracht ist. Nach meiner Auffas-
sung gehdrt dazu auch — das mochte ich neu einfiithren —,
dass wir bei den Kreditausfallversicherungen eine Noti-
fizierungspflicht einfiihren; denn wir wissen nicht, was
da weltweit alles unterwegs ist. In diesen Kreditausfall-
versicherungen liegt im Falle eines Zahlungsausfalles
ein enormes Eskalationspotenzial; denn niemand weil,
wer wem in welchem Umfang Geld schuldet. Deshalb
halte ich es fiir notwendig, dass wir hier durch eine Noti-
fizierungspflicht Transparenz schaffen, die zumindest
zum Ergebnis haben kann, dass Insidergeschifte vermie-
den werden und damit keine weitere Eskalation stattfin-
det.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Natiirlich ist es richtig, wenn hier immer wieder ein-
gewandt worden ist, dass Haushaltsdisziplin allein noch
nicht reicht, die Euro-Zone zu stabilisieren, sondern dass
weitere Schritte erforderlich sind. Bisher beschrinken
sich die Bemiihungen zur Stabilisierung der Wahrung im
Wesentlichen auf Finanzhilfen. Wir miissen darauf ach-
ten, dass der erkaufte Zeitgewinn auch tatsdchlich ge-
nutzt wird, um die Haushalte zu konsolidieren und um
wettbewerbsfahige Strukturen in Wirtschaft und Verwal-
tung wiederherzustellen. Wir miissen aber auch darauf
achten, dass diese Finanzhilfen niemanden tiberfordern,
weder die Geberldnder in finanzieller Hinsicht noch die
Empféangerldnder in politischer Hinsicht; denn das Er-
gebnis dieser Finanzhilfen und der damit verbundenen
Auflagen ist, dass ein Empfingerland seine politische
Handlungsfreiheit weitgehend einbiiffit. Wir miissen also
auch die Frage beantworten, was passiert, wenn die ver-
einbarten Sanierungsziele nicht erreicht werden. Was ist,
wenn die nidchste Tranche nicht ausgezahlt werden kann,
was der Bundesfinanzminister fiir Griechenland schon
einmal angedroht hat? Diese Frage diirfen wir nach mei-
ner tiefen Uberzeugung nicht unbeantwortet lassen, weil
sie eine Ursache fiir Unsicherheit auf den Markten ist.

Die Antwort kann nur lauten, dass wir die Stabilitéts-
bemiihungen bzw. die Stabilisierungsmechanismen mit
einem Sanierungsverfahren verkniipfen. Herr Briiderle,
ich habe Verstindnis, wenn die FDP in diesem Zusam-

menhang von geordneter Insolvenz spricht. Ich spreche
lieber von Sanierungsverfahren, weil man Staaten nicht
abwickeln kann wie ein Unternehmen. Aber wir brau-
chen natiirlich so etwas wie eine Umstrukturierung der
Staatsschulden, was bezogen auf Griechenland jetzt vor-
genommen worden ist. Nach meiner Uberzeugung brau-
chen wir aber auch einen Weg, um ein Ausscheiden aus
der Euro-Zone zu ermdglichen. Wir sagen Ja zu Solidari-
tat, aber auch Ja zu Eigenverantwortung. Wir sagen Ja zu
Finanzhilfen; aber sie konnen nicht grenzenlos gewéhrt
werden, weil wir sonst in einem Finanzausgleich landen,
den wir nicht wollen, weil wir sonst in einer Schulden-
union landen, die wir vermeiden miissen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es hat schon seinen Grund, dass nicht nur die CSU,
sondern auch die CDU auf ihrem letzten Parteitag in ei-
nem Leitantrag deutliche Worte zu dem Weg in Richtung
Ausscheiden aus der Euro-Zone gefunden hat. Ich
glaube, wir miissen deutlich machen, dass wir die
Mérkte, auf denen mit sehr viel mehr privatem Kapital
gehandelt wird, als die Staaten durch volkswirtschaftli-
che Leistung generieren konnen, nicht allein mit Geld
beeindrucken konnen, sondern nur durch konsequentes
Handeln.

Deutschland und Europa stehen in dieser Krise vor ei-
ner Richtungsentscheidung. Die Richtung, die uns die
Opposition vorschlégt, fithrt geradewegs in eine Schul-
denunion hinein.

(Jiirgen Trittin [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Stoiber! Stoiber!)

Eine Sozialisierung und Vergemeinschaftung nationaler
Schulden wiirde die Bonitét aller Euro-Mitglieder be-
schidigen. Die Inflation, die damit einherginge, ginge
natiirlich zulasten der kleinen Leute. Ich rate IThnen, ein-
mal einen Blick auf die Sparprogramme zu werfen, ob in
Griechenland, Portugal, Irland, Spanien oder jetzt auch
in Italien: Die mit solchen Sparprogrammen verbunde-
nen massiven Kiirzungen treffen in erster Linie die
Lohne, die Renten und die sozialen Leistungen und da-
mit genau die Leute, die Sie eigentlich zu Ihrer Klientel
zdhlen. Deswegen ist klar, dass der Weg in die Schulden-
union nicht der richtige Weg sein kann.

Wir brauchen eine Stabilisierung der Euro-Zone, in-
dem wir Haushaltsdisziplin einfordern, indem wir struk-
turelle Reformen auf den Weg bringen. Das erreichen
wir nicht durch neue Ausgabenprogramme, fiir die das
Geld nicht da ist, sondern durch strukturelle Reformen in
den Bereichen Wirtschaft und Verwaltung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Auflerdem miissen wir die Finanzmaérkte regulieren. Ich
sage es nochmals: Vertrauen ist nicht durch Geld zu er-
kaufen. Vertrauen lésst sich nur mit einem konsequenten
Stabilitatskurs gewinnen.

Es geht in dieser Krise nicht nur um die Leistungsfa-
higkeit unserer Haushalte, unserer Wirtschaft und Ver-
waltung. Es geht um die Leistungsféahigkeit unserer
marktwirtschaftlichen Ordnung, unserer parlamentari-
schen Demokratien, der europdischen Integration insge-
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samt. So wie im 19. Jahrhundert die Mérkte nicht in der
Lage waren, die soziale Frage zu beantworten, und wie
im 20. Jahrhundert die Mérkte keine ausreichenden Lo-
sungen geboten haben, um die 6kologische Herausforde-
rung zu bewiltigen, so stehen wir im 21. Jahrhundert vor
der Frage, wie wir die Finanzmérkte ordnen miissen, um
unsere Wahrung zu stabilisieren. Dazu brauchen wir un-
sere soziale Marktwirtschaft, dazu brauchen wir unsere
freiheitlichen Demokratien, und dazu brauchen wir die
europdische Zusammenarbeit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Das Wort hat der Kollege Norbert Barthle fiir die
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg.
Dr. Claudia Winterstein [FDP])

Norbert Barthle (CDU/CSU):

Sehr verehrte Frau Présidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Lassen Sie mich zu den Ergebnissen
des Briisseler Gipfels in der vergangenen Woche drei
Anmerkungen machen.

Erstens. Beharrlichkeit zahlt sich aus. Die Beharrlich-
keit der deutschen Bundesregierung, die Beharrlichkeit
der christlich-liberalen Koalition, die diese Bundesregie-
rung trigt, die konsequente Verfolgung eines klaren poli-
tischen Ziels durch die Bundeskanzlerin Angela Merkel
waren erfolgreich. Das zahlt sich in hervorragenden Er-
gebnissen aus, die aus meiner Sicht wirklich einen Mei-
lenstein auf dem Weg zu einem kiinftigen Europa der
Stabilitét darstellen.

Lassen Sie uns noch einmal Revue passieren, worum
es in den vielen Verhandlungen der vergangenen Monate
ging. Es ging doch immer um die Grundfrage: Soll man
zur Bekdmpfung dieser Staatsschuldenkrise einfach
mehr Geld in die Hand nehmen und aus neuen Finanz-
quellen schopfen oder auf einen Kurs hin zu mehr Stabi-
litdit und zur Konsolidierung der nationalen Haushalte
einschwenken? Ich denke, wir haben heute viel zu wenig
uiber Stabilitét, Giber die Schuldenbremse und {iber Haus-
haltsdisziplin gesprochen und viel zu viel iiber Neben-
kriegsschauplitze; denn Kernerfolg dieses Gipfels ist,
dass sich ganz Europa — mit Ausnahme der Briten — zu
einem Europa der Stabilitdt mit einer Verschérfung der
Haushaltsaufsicht, mit koordinierten Mallnahmen zur
Starkung wirtschaftlicher Reformen, der Wettbewerbsfa-
higkeit und damit auch des Wachstums bekennt.

Lassen Sie mich nochmals Revue passieren: Wo stiin-
den wir heute, wenn wir den Vorschliagen der Opposition
in den vergangenen Monaten gefolgt wéren?

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sind Sie ja!)

Euro-Bonds wéren schon léngst eingefiihrt worden.
Euro-Bonds bringen aber eine gesamtschuldnerische
Haftung mit sich; Euro-Bonds sind nichts anderes als

Schuldensozialismus. Ich bin froh, dass es nicht so ge-
kommen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wiren wir Thren Vorschliagen gefolgt, dann hétten wir
schon langst eine Transferunion mit unkonditionierten
Hilfen, dann hétten wir schon lédngst eine Banklizenz fiir
die EFSF und die Geldschleusen bei der EZB wiren weit
geoffnet. Zu all dem kam es nicht, und das ist ein Ver-
dienst der Verhandlungsfiihrung unserer Bundesregie-
rung. Dafiir kann ich nur noch einmal meine Anerken-
nung aussprechen. Das ist aller Ehren wert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Lassen Sie mich mit Threr Erlaubnis, Frau Prisiden-
tin, aus dem heutigen Tagesspiegel zitieren, in dem von
einer Allensbach-Umfrage unter 500 Fiihrungskriften
aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung berichtet wird.
Diese Befragung ergab, dass 70 Prozent die Kanzlerin
aktuell fiir eine starke Kanzlerin halten. Das sind, laut
Frau Kocher, doppelt so viele wie noch im Sommer die-
ses Jahres. Da kann ich nur sagen: Chapeau, Frau Bun-
deskanzlerin! Sie musste leider schon weg, um wichtige
Gespriache zu fithren. Diese Anerkennung hat sie sich
redlich verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Nun gab es in den vergangenen Monaten in Europa
viele Verdnderungen. In einigen Staaten wurden die Re-
gierungen abgewahlt oder die Regierungsspitze wurde,
zum Beispiel in Italien, ausgewechselt. Es gibt in all die-
sen am meisten gefdhrdeten Léndern substanzielle Re-
formen. Sie sind auf dem richtigen Weg. Aber es ist klar
erkennbar, dass diese europaweite Staatsschuldenkrise
so manche Regierung ihren Sitz gekostet hat. Ich kann
natiirlich verstehen, Herr Steinmeier, dass die Opposi-
tion hierzulande etwas verdrgert ist, wenn sie erkennen
muss, dass anderswo Regierungen stiirzen, wéihrend die
Regierung in Deutschland im Verlaufe dieser Krise im-
mer grofBeres Ansehen genief3t.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Lachen bei Abgeordneten der SPD — Carsten
Schneider [Erfurt] [SPD]: Abwarten! -
Christian Lange [Backnang] [SPD]: Das ist
eine gewagte These!)

Fiir alle wird erkennbar, worum es bei diesen Debat-
ten, auch auf europiischer Ebene, geht. Fiir die Biirge-
rinnen und Biirger in diesem Land wird erkennbar: Es
geht auch immer wieder um grundsitzliche Auseinan-
dersetzungen. Mir fehlt leider die Zeit, alles aufzufiih-
ren, was im EntschlieBungsantrag der SPD, den Sie
heute einbringen, falsch ist. Ich greife zwei Punkte he-
raus.

Sie fordern die Bundesregierung auf, sich dafiir ein-
zusetzen, dass die Leistungsbilanzen stabilisiert werden
— das ist noch in Ordnung — und dass die Uberschusslin-
der ihre Binnennachfrage {iber hohere Lohne stirken und
so dafiir sorgen, dass die Leistungsbilanzen ausgegliche-
ner sind. Das heifit auf gut Deutsch nichts anderes, als
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dass Sie unsere Wettbewerbsfahigkeit schwiachen wol-
len. Sie wollen, dass deutsche Maschinenbauer, deutsche
Automobilbauer weniger exportieren, und dadurch wol-
len Sie andere stirker machen. Genau das ist die ideolo-
gische Auseinandersetzung. Sie wollen die Starken
schwichen und meinen, dadurch wiirden die Schwachen
stirker. Das ist grundlegend falsch. Europa wird nicht
stirker, indem man die Starken schwécht. Europa wird
starker, indem man die Schwachen stirkt. Das ist der
richtige Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich will einen zweiten Punkt herausgreifen. Sie fordern
die Bundesregierung auf, sich dafiir einzusetzen, dass ne-
ben Sparprogrammen fiir iiberschuldete Mitgliedslédnder
auch Wachstumsprogramme aufgelegt werden. Liebe
Kollegen von der SPD, sollen wir — womdglich auf
Pump, mit neuen Schulden — Wachstumsprogramme fiir
iiberschuldete Lander finanzieren? Das kann doch nicht
Ihr Ernst sein. — Allein diese beiden Beispiele zeigen,
dass dieser Antrag nicht ernst zu nehmen ist.

Lassen Sie mich eine zweite Anmerkung machen, und
zwar zum Vorziehen des ESM, des Européischen Stabili-
tdtsmechanismus, auf Mitte 2012. Ich halte diesen
Schritt fiir wichtig, weil er zu mehr Vertrauen in die
europdische Wiahrung, in den Euro, fithren wird. Wa-
rum? Das liegt an der Konstruktion des ESM. Er ist
grundlegend anders konstruiert als die EFSF. Beim ESM
gibt es einen Kapitalstock. In diesen Kapitalstock zahlen
alle Staaten ein. Das heif3t, es entsteht eine andere Form
der Bonitit. Bei der EFSF wird die Bonitat nur durch die
Triple-A-Lander gewdhrleistet. Sie garantieren fiir die
Bonitit der EFSF. Am ESM hingegen sind alle Lander
beteiligt. Bei diesem Kapitalstock ist also eine ganz an-
dere Bonitédt und damit auch Unabhéngigkeit gegeniiber
den Urteilen von Ratingagenturen gegeben.

Das Vorziehen des ESM ist nicht mit Mehrkosten ver-
bunden. Wir fiillen den Kapitalstock lediglich ein Jahr
frilher auf. Das werden wir aller Voraussicht nach in
Form eines Nachtragshaushalts spdtestens im Sommer
des kommenden Jahres tun. Meine Damen und Herren,
diese Koalition aus CDU/CSU und FDP wird alles dafiir
tun — wir werden uns anstrengen —, die Nettokreditauf-
nahme nicht oder allenfalls marginal erh6hen zu miissen.
Wir werden uns bemiihen, fiir diese zusitzliche Belas-
tung im Haushalt 2012 entsprechende Gegenfinanzie-
rungen zu finden.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Einbeziehung
bzw. die starkere Beteiligung des IWF. Lassen Sie mich,
da es einige kritische Nachfragen und Unruhe gegeben
hat, zunichst einmal klipp und klar sagen: Ich halte es
fiir gut und vollig richtig, dass der IWF stérker beteiligt
wird. Warum? Der IWF steht fiir Expertise, flir Erfah-
rung und fiir strenge Konditionalitit, und zwar bei allen
Programmen, die er begleitet. Es geht dabei immer um
die Wiederherstellung der Finanzierungsfahigkeit eines
Staates. Insofern ist es gut, dass der IWF mit dabei ist.

Das unmittelbare Risiko fiir Deutschland erhoht sich
dadurch nicht, allenfalls iiber Umwege, ndmlich im Hin-
blick auf den First-Creditor-Status. Nur, lieber Herr Kol-

lege Trittin: Den hat der IWF schon, und der IWF war
auch bisher an allen Nothilfeprogrammen beteiligt. Das
ist also nichts substanziell Neues. Da lohnt es sich nicht,
sich hier aufzublasen. Man sollte die Leute nicht verun-
sichern.

Lassen Sie mich abschlieBend sagen: Mit diesem Gip-
fel ist aus meiner Sicht ein ganz wichtiger und wesentli-
cher Schritt hin zu einer Stabilititsunion gelungen. Jetzt
kommt es darauf an, die Beschliisse moglichst schnell
und konsequent umzusetzen, und zwar in allen Léndern.
Wir sind gerne bereit, weiterhin voranzugehen. Wir wer-
den die Tiir fiir GroBbritannien offen halten. Wir hoffen,
dass sich die Briten noch besinnen und irgendwann
ebenfalls beitreten; denn das wére im Sinne Gesamteuro-
pas. Europa hat, wenn alle zusammenbhalten, eine gute
Zukunft.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:

Der Kollege Michael Stiibgen hat jetzt das Wort fiir
die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Michael Stiibgen (CDU/CSU):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe die
Ehre, als letzter Redner in der heutigen Debatte zu spre-
chen. Wir befinden uns, was die Europdische Union be-
trifft, am Ende eines sehr bewegten Jahres. Es gab allein
in diesem Jahr, einschlieflich heute, sechs Regierungs-
erklarungen nur zur Euro-Krise, zur Euro-Verschul-
dungs- und zur Euro-Finanzierungskrise. Dies ist die
zehnte Bundestagsdebatte in diesem Jahr, die wir nur zu
diesen Fragen fiihren; fiir dieses Jahr wird es mit Sicher-
heit die letzte sein. Ich habe nicht den Ehrgeiz, zu versu-
chen, diese Zahl im néchsten Jahr zu erhdhen. Aber ei-
nes ist am Ende dieses Jahres sicher: Wir werden uns mit
der Verschuldungs- und der Finanzierungskrise der
Européischen Union auch im néchsten Jahr beschéftigen
miissen. Denken Sie nur daran: Griechenland II muss
noch umgesetzt werden, und das Stabilititsmechanis-
musgesetz konnen wir immer noch nicht so anwenden,
wie wir es im Bundestag beschlossen haben. Hier sei mir
allerdings der Hinweis gestattet, dass ich es fiir absolut
notwendig halte, dass das Bundesverfassungsgericht so
bald wie mdglich entscheidet.

(Beifall des Abg. Dr. Michael Meister [CDU/
CSuU))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in der letz-
ten Woche gab es einen Europdischen Rat und einen Rat
der Euro-Gruppe. Beschéftigt hat man sich zum einen
mit notwendigen und wichtigen Beschliissen, was die
aktuelle Euro-Krise bzw. die Reaktion auf diese Krise
betriftt.
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Es ist schon mehrfach darauf hingewiesen worden,
dass wir den Europdischen Stabilisierungsmechanismus
auf das néchste Jahr vorziehen wollen. Wir haben in die-
sem Hause schon mehrfach dariiber diskutiert; jetzt gibt
es Einigkeit darin, das umzusetzen. Es ist auch schon
erldutert worden, warum das wichtig ist. Wir haben die
Erfahrung gemacht, dass das Hauptproblem der EFSF
darin besteht, dass aufgrund der reinen Gewéhrleistungs-
struktur nicht schnell genug agiert werden kann. Dies
wird der ESM besser konnen.

Ein anderes wichtiges Ergebnis des Européischen Ra-
tes ist, dass wir es geschafft haben, eine monatelange
Héngepartie zu beenden, ob wir in Europa iiber soge-
nannte Collective Action Clauses zu einer strukturierten
Gléaubigerbeteiligung kommen, was in Europa sehr kri-
tisch diskutiert wurde. Jetzt gibt es Klarheit dariiber, wie
sie umgesetzt werden sollen. Sie sollen sich direkt an
den Strukturen des IWF orientieren, die sich in den letz-
ten Jahrzehnten bewihrt haben und immer wieder ange-
passt wurden.

Auf dem Européischen Rat sind aber auch noch ver-
schiedene andere Beschliisse in Reaktion auf die Krise
gefasst worden. Nach meiner Uberzeugung ist in der
vergangenen Woche auch etwas fundamental Neues be-
schlossen worden, was wir so in den letzten zwei Jahren
noch nicht hatten. Die deutliche Mehrheit der Mitglieder
der Européischen Union — auch wenn es nur die 17 Lan-
der der Euro-Zone gewesen wiren, wére es ein Riesener-
folg gewesen; aber es werden auf jeden Fall deutlich
mehr sein — hat sich darauf geeinigt, in ihren Léndern
nationale Schuldenbremsen mit Verfassungsrang oder
auf vergleichbarer Ebene einzufithren. Das ist ein Auf-
bruch in eine Stabilitdtsunion, den wir bisher nicht hat-
ten. Ich glaube, das ist ein groBer Erfolg, der irgendwann
einmal als eine historische Wende bezeichnet werden
wird. ,,Aufbruch in eine Stabilitdtsunion® heif3t natiirlich
nicht, dass wir das Ziel damit schon erreicht haben. Es
wird noch viele notwendige Entscheidungen geben. Um
mit der Schuldenbremse, wie wir sie in Deutschland ver-
ankert haben, das Ziel in Bezug auf die Gesamtverschul-
dung zu erreichen, wird es noch ungefiahr 20 Jahre dau-
ern. Auch in Deutschland brauchen wir einen ldngeren
Zeitraum dafiir; aber ich glaube, dass dieser Aufbruch
absolut entscheidend ist.

Als wir in Deutschland — die Initiative dafiir ging von
der Groflen Koalition aus — iiber die Schuldenbremse
diskutiert und ihr dann einen Verfassungsrang einge-
raumt haben, sind wir in fast ganz Europa beléchelt wor-
den. Viele haben gesagt: Lasst die das mal machen. Die
Austeritétspolitik wird nicht funktionieren; sie werden
das irgendwann wieder aufheben. — Noch vor wenigen
Monaten sind wir in der Europdischen Union zum Teil
beschimpft worden, wenn von deutscher Seite der Hin-
weis gegeben wurde, dass es wichtig wire, dass alle
Euro-Lander — damals waren es immer nur die Euro-
Lénder — eigene Schuldengrenzen mit Verfassungsrang
einfithren. Jetzt beginnen wir damit, das in fast jedem
Mitgliedsland der Europidischen Union umzusetzen. Ich
glaube, das ist kein Sieg deutscher Uberlegung, sondern
das zeigt, dass die Europédische Union lernfdhig und in

der Lage ist, Fehler der Vergangenheit zu erkennen und
zu beheben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich glaube, das war der entscheidende Beschluss, der am
vergangenen Wochenende gefasst worden ist. Er wurde
von der deutschen Bundesregierung, von der Bundes-
kanzlerin und vom Bundesfinanzminister, intensiv vor-
bereitet und schon im Vorfeld von den Koalitionsfraktio-
nen CDU/CSU und FDP massiv unterstiitzt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir werden
die Umsetzung dieser Beschliisse auch in den nichsten
Jahren aktiv und intensiv begleiten.

Ich danke fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizeprasidentin Katrin Goring-Eckardt:
Ich schlieBe damit die Aussprache.

Zu diesem Zusatzpunkt liegt uns eine schriftliche Er-
klarung des Abgeordneten Andrej Hunko nach § 31 un-
serer Geschéftsordnung vor.

Wir kommen zur Abstimmung iiber die Entschlie-
Bungsantrige.

EntschlieBungsantrag der Fraktion der SPD auf
Drucksache 17/8135. Wer stimmt fiir diesen Entschlie-
Bungsantrag? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Ent-
schlieBungsantrag ist abgelehnt bei Zustimmung durch
die einbringende Fraktion und die Fraktion Biindnis 90/
Die Griinen. Die iibrigen Fraktionen haben abgelehnt.

EntschlieBungsantrag der Fraktion Die Linke auf
Drucksache 17/8136. Wer stimmt fiir diesen Entschlie-
Bungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? —
Der EntschlieBungsantrag ist abgelehnt. Die einbrin-
gende Fraktion hat daflir gestimmt, alle anderen dage-
gen.

©
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Anlagen zum Stenografischen Bericht (C)

Anlage 2
Erklirung nach § 31 GO

des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE)
zur Abstimmung iiber den Entschliefungs-
antrag der Fraktion der SPD zu der Abgabe ei-
ner Regierungserklirung durch die Bundes-
kanzlerin zu den Ergebnissen des Europiischen
Rates am 8./9. Dezember 2011 in Briissel

In der Regierungserklidrung der Bundeskanzlerin wer-
den die Ergebnisse des Européischen Rates vom 8./9. De-
zember dargelegt. Ich halte die Ergebnisse dieses Gipfels
fiir verheerend, weil

1. die falsche Grundannahme, dass es sich bei der Euro-
Krise um eine Staatsschuldenkrise aufgrund tiberbor-
dender Sozialstaatsausgaben handele, zu véllig fal-
schen Schlussfolgerungen fiihrt — tatséchlich geht die
Euro-Krise in erster Linie auf ein entfesseltes Ban-
ken- und Finanzsystem zuriick und wird durch Fehl-
konstruktionen innerhalb der EU weiter vertieft und
durch Bankenrettungspakete am Leben erhalten,

2. diese falschen Schlussfolgerungen, die in dem ge-
planten fiskalpolitischen Pakt festgeschrieben wer-
den sollen, die Krise weiter vertiefen und europaweit
zu einer dramatischen Bedrohung fiir demokratische
und soziale Errungenschaften fithren werden,

3. keinerlei Anstrengungen unternommen werden, das
entkoppelte Banken- und Finanzsystem auf seine
Kernaufgaben, Diener der Realwirtschaft zu sein, zu-
riickzufiihren, sondern im Gegenteil mit der Vorzie-
hung des ,,Europdischen Stabilititsmechanismus®,
ESM, dieses aus Steuergeldern weiter abgesichert
werden soll,

4. die Durchsetzung der insbesondere von der Merkel-
Regierung  vorangetricbenen  Austerititspolitik
Briining’scher Pragung zur europdischen Desintegra-
tion fiihrt.

Den EntschlieBungsantrag der Fraktion der SPD
lehne ich ab, weil

1. er die falsche Grundanalyse der Bundesregierung
iibernimmt,

2. ihm die im fiskalpolitischen Pakt vereinbarten Sank-
tionen gegen ,,Defizitsiinder” nicht weit genug ge-
hen,

3. der steuerfinanzierte Airbag fiir das Banken- und
Finanzsystem, ESM, sogar beschleunigt eingefiihrt
werden soll,

4. er die Gefahr fir die Demokratie nicht thematisiert
und

5. er die soziale Dimension der Austerititspolitik fast
vollig ausblendet.

Die richtigen Elemente im Antrag der Fraktion der
SPD — ,mittelfristiges* Initiativrecht des Européischen

(D)



17744 Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode — 148. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Dezember 2011

(A) Parlaments, Ausgleich der Leistungsbilanzunterschiede, ©)
Finanztransaktionsteuer — verblassen hinter diesen fal-
schen Grundparadigmen.
(D)

B)




Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, BessemerstralRe 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de
ISSN 0722-7980



	148. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	TOP 1	Befragung der Bundesregierung
	TOP 2	Fragestunde – Teil 1 –
	ZP 1	Regierungserklärung zum Europäischen Rat
	ZP 2	Aktuelle Stunde zu steuerpolitischen Vorhaben
	TOP 2	Fragestunde – Teil 2 –
	Anlagen



